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Kurzfassung

Am 1. Januar 2013 ist die Neuregelung des Kindes- und Erwachsenenschutzrechts in Kraft getre-
ten. Die kantonalen Ausfihrungsbestimmungen im Gesetz Uber die EinflUhrung des Schweizeri-
schen Zivilgesetzbuches vom 4. April 1954 (EG ZGB) werden von den verschiedenen Akteurinnen
und Akteuren mittlerweile seit mehr als zehn Jahren angewendet. Da sich die Regelungen
grundsatzlich bewahrt haben, sollen im Rahmen der vorliegenden Teilrevision des EG ZGB (Be-
schlussesentwurf 1) lediglich punktuelle Anpassungen vorgenommen werden. Die Gesetzesvor-
lage bezieht sich auf kantonale Aufgaben sowie die Organisation und das Verfahren im Bereich
des Kindes- und Erwachsenenschutzrechts. Die Aufgabenbereiche der Einwohnergemeinden
bzw. Sozialregionen sind nicht bzw. nur ganz am Rande betroffen.

Inhaltliche Schwerpunkte der Vorlage sind:

- massvolle Erweiterung der Einzelkompetenzen des Prasidiums sowie der Ubrigen Mit-
glieder der Kindes- und Erwachsenenschutzbehoérde (KESB),

- Optimierung der Organisationsvorschriften im Bereich des Kindes- und Erwachsenen-
schutzes (z.B. Anpassungen im Wahlverfahren der Behérdenmitglieder),

- EinfUhrung des doppelten Instanzenzugs bei Schadenersatzbegehren im Bereich des Kin-
des- und Erwachsenenschutzrechts,

- Verlangerung der Maximaldauer der arztlich angeordneten flrsorgerischen Unterbrin-
gung sowie einlasslichere Regelung der Nachbetreuung und ambulanten Massnahmen,

- Bezeichnung der KESB als Hinterlegungsstelle flr Vorsorgeauftrage.

Ausserhalb des Bereiches des Kindes- und Erwachsenenschutzrechts soll Giberdies eine punktu-
elle Anpassung in Bezug auf die Durchfiihrung von Inventarsverhandlungen im Rahmen von
Erbgadngen sowie eine Anpassung an die vom Bund verwendete Terminologie im Bereich der
Schatzung im Rahmen von Inventaraufnahmen erfolgen. Damit wird die Massnahme aus dem
Massnahmenplan 2024 D_FD_02 «Erbenverhandlung als Kann-Bestimmung in die Gesetzgebung
aufnehmen und damit die Anzahl Erbenverhandlungen reduzieren» umgesetzt.

Schliesslich soll der Gebuhrentarif vom 8. Marz 2016 (GT) im Bereich des Kindes- und Erwachse-
nenschutzes sowie im Geschaftskreis des Migrationsamtes (MISA) punktuell angepasst werden
(Beschlussesentwurf 2).

Die Vorlage tréagt massgeblich zur weiteren Steigerung der Effizienz des behérdlichen Handelns
im Bereich des Kindes- und Erwachsenenschutzes bei, ermdglicht stufengerechte Entscheidun-
gen, erleichtert zweckmassige organisatorische und administrative Ablaufe und schliesst punk-
tuelle Regelungsliicken. Die Anderungen des EG ZGB und des GT sollen voraussichtlich per 1. Ja-
nuar 2027 in Kraft treten.






Sehr geehrte Frau Prasidentin
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir unterbreiten Ihnen nachfolgend Botschaft und Entwurf Gber die Anderung des Gesetzes
Uber die Einfilhrung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches (EG ZGB) und die Anderung des Ge-
buhrentarifs (GT); Optimierungen im Bereich des Kindes- und Erwachsenenschutzrechts.

1. Ausgangslage
1.1 Gesetzgeberischer Handlungsbedarf

Am 1. Januar 2013 ist die Neuregelung des Kindes- und Erwachsenenschutzrechts im Schweizeri-
schen Zivilgesetzbuch vom 10. Dezember 1907 (ZGB; SR 210) in Kraft getreten. Der Kanton Solo-
thurn hat das erforderliche kantonale Ausfihrungsrecht im Gesetz tber die Einflhrung des
Schweizerischen Zivilgesetzbuches vom 4. April 1954 (EG ZGB; BGS 211.1) verankert. Die entspre-
chenden Bestimmungen werden von den verschiedenen Akteurinnen und Akteuren im Bereich
des Kindes- und Erwachsenenschutzes mittlerweile seit mehr als zehn Jahren angewendet.

Die Erfahrungen aus den letzten zehn Jahren wurden umfassend ausgewertet. Die Regelungen
im EG ZGB haben sich grundséatzlich bewahrt. Deshalb sollen im Rahmen der vorliegenden Teil-
revision lediglich punktuelle Anpassungen vorgenommen werden. Einerseits sollen die Zustan-
digkeits- und Organisationsvorschriften im Bereich des Kindes- und Erwachsenenschutzes zusatz-
lich optimiert werden (z.B. Erweiterung der Prasidial- und Einzelkompetenzen der Kinder- und
Erwachsenenschutzbehérde [KESB]). Die betreffenden Anderungen tragen massgeblich zur wei-
teren Steigerung der Effizienz des behordlichen Handelns im Bereich des Kindes- und Erwachse-
nenschutzes bei, ermoglichen stufengerechte Entscheidungen und erleichtern zweckmassige or-
ganisatorische und administrative Ablaufe. Andererseits sollen punktuelle Regelungsliicken ge-
schlossen (z.B. Nachbetreuung und ambulante Massnahmen), den Erfahrungen aus der Praxis
und den damit verbundenen Anliegen und Bediirfnissen Rechnung getragen (z.B. Verlangerung
der Maximaldauer von arztlich angeordneten Flrsorgerischen Unterbringungen [FU]) und die
aktuelle Rechtsprechung des Bundesgerichts berlcksichtigt (z.B. doppelter Instanzenzug bei
Schadenersatzbegehren im Bereich des Kindes- und Erwachsenenschutzrechts) werden. Uberdies
sind vereinzelte Anpassungen aufgrund von bundesrechtlichen Vorschriften vorzunehmen

(z.B. Bezeichnung einer kantonalen Hinterlegungsstelle fiir Vorsorgeauftrage).

Aktuell nehmen die Sozialregionen Abklarungen im Bereich des Kindes- und Erwachsenen-
schutzrechts vor (Art. 446 ZGB und § 131 Abs. 2 EG ZGB). Am 27. April 2021 hat der Regierungs-
rat im Rahmen der Uberprifung der Aufgaben- und Finanzierungsentflechtung zwischen dem
Kanton und den Einwohnergemeinden beschlossen, die Zustandigkeiten fur diese Abklarungen
zu Uberprafen (RRB Nr. 2021/599). Diese Thematik bildet nicht Gegenstand dieser Vorlage, son-
dern wird in einem anderen Gesetzgebungsprojekt mit Bezug zu den Sozialregionen behandelt.

Ausserhalb des Bereichs des Kindes- und Erwachsenenschutzrechts soll zudem eine punktuelle
Anpassung in Bezug auf die Durchfihrung von Inventarsverhandlungen im Rahmen von Erbgan-
gen erfolgen. Damit wird die Massnahme D_FD_02 «Erbenverhandlung als Kann-Bestimmung in
die Gesetzgebung aufnehmen und damit die Anzahl Erbenverhandlungen reduzieren» umge-
setzt (vgl. RRB Nr. 2024/1695 vom 22. Oktober 2024 [Massnahmen in der Kompetenz des Kan-
tonsrates], S. 12, sowie KRB Nr. SGB 0205b/2024 vom 10. Dezember 2024, Ziff. 2 und 3). Ferner
sollen die Gebihren im Geschaftskreis des MISA punktuell angepasst bzw. erganzt werden.

Die Gesetzesvorlage bezieht sich auf kantonale Aufgaben sowie die Organisation und das Ver-
fahren im Bereich des Kindes- und Erwachsenenschutzrechts. Die Aufgabenbereiche der Einwoh-
nergemeinden bzw. der Sozialregionen sind nicht bzw. nur ganz am Rande betroffen.
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Die Anderungen des EG ZGB sollen voraussichtlich per 1. Januar 2027 in Kraft treten.
1.2 Grundzige der Vorlage

1.2.1 Massvolle Erweiterung der Einzelkompetenzen des Prasidiums und der Gbrigen
Mitglieder der KESB

Die Einzelkompetenzen des Prasidiums und der Gbrigen Mitglieder der KESB sollen in massvoller
Weise erweitert werden (§ 138 Bst. ¢, h®s, hte", j und k [Prasidium] sowie § 139 Bst. d®*, d**", g
und m-p [Gbrige Mitglieder]). Im Vergleich zu anderen Kantonen sind im Kanton Solothurn zur-
zeit relativ wenige Einzelkompetenzen vorgesehen. Es werden nach wie vor zahlreiche tenden-
ziell eher untergeordnete Entscheide, die nicht massgeblich in die Persénlichkeitsrechte eingrei-
fen, im Dreierkollegium gefallt.

Mit der vorliegenden Teilrevision wird keine grundsatzliche Verschiebung zugunsten der Einzel-
kompetenzen angestrebt. Effizienz soll nicht das Hauptkriterium bilden. In bislang dem Dreier-
kollegium der KESB zugewiesenen Entscheidverfahren, bei welchen lediglich ein geringer Er-
messensspielraum besteht, keine strittigen Verhaltnisse vorliegen oder iberwiegend formelle
Aspekte zu regeln sind und somit nicht massgeblich in die Persénlichkeitsrechte eingegriffen
wird, soll kiinftig die Einzelkompetenz des Prasidiums oder der Gbrigen Mitglieder der KESB vor-
gesehen werden. Dadurch kann die Effizienz der KESB weiter geférdert werden. Es handelt sich
dabei beispielsweise um folgende Entscheidverfahren:

- Anordnung einer Beistandschaft fir das Kind, sofern die Eltern am Handeln verhindert
sind oder in einer Angelegenheit Interessen haben, die denjenigen des Kindes wider-
sprechen, durch das Prasidium (§ 138 Bst. c*),

- PrGfung und Genehmigung des Berichts und der Rechnung durch das Prasidium (§ 138
Bst. h®¥),

- Festsetzung der Entschadigung von beauftragten Personen und der Beistandspersonen
durch das Prasidium (§ 138 Bst. ht¢"),

- Genehmigung von Unterhaltsvertragen sowie Neuregelung der elterlichen Sorge und
der Obhut bei Einigkeit der Eltern durch ein Mitglied der KESB (§ 139 Bst. d°s),

- Anordnung der Inventaraufnahme oder periodischen Rechnungsstellung und Berichter-
stattung Uber das Kindesvermdgen sowie Entgegennahme des Kindesvermégensinven-
tars durch ein Mitglied der KESB (§ 139 Bst. g),

- Entscheid UGber einen Beistandswechsel aufgrund der Beendigung des Arbeitsverhaltnis-
ses als Berufsbeistandin oder Berufsbeistand oder auf Begehren der Beistandin oder des
Beistands durch ein Mitglied der KESB (§ 139 Bst. o).

Es soll im Interesse einer effizienten und qualitativ hochstehenden Rechtsanwendung ermég-
licht werden, dass sich das Kollegium auf die schwierigen und heiklen Falle konzentrieren kann,
in welchen das Fachwissen eines interdisziplinar zusammengesetzten Gremiums besonders be-
deutsam ist. Der Umstand, dass flir gewisse Entscheidungen die Einzelkompetenz des Prasidiums
oder der Ubrigen Mitglieder der KESB vorgesehen werden soll, andert nichts an den geltenden
Grundsatzen im Kindes- und Erwachsenenschutzrecht. Insbesondere ist die betroffene Person
personlich anzuhéren, soweit dies nicht unverhéaltnismassig ist. In Kindesschutzverfahren sind
Uberdies stets die Eltern anzuhoéren, soweit sie als betroffene Person einzustufen sind.

Wegleitende Entscheide sind hingegen weiterhin vom Dreierkollegium zu fallen. Neu soll in
§ 139 ausdricklich festgehalten werden, dass die geméss den §§ 138 f. EG ZGB der Einzelkom-
petenz zugewiesenen Entscheide dennoch vom Dreierkollegium getroffen werden kénnen, so-



fern dies aufgrund der Wichtigkeit der Sache, der Komplexitat der rechtlichen oder tatsachli-
chen Verhaltnisse oder aus prozessékonomischen Griinden angezeigt ist. Durch diese Regelung
kann dem konkreten Einzelfall in angemessener Weise Rechnung getragen werden.

1.2.2 Optimierungen der Organisationsvorschriften im Bereich des Kindes- und
Erwachsenenschutzrechts

1.2.2.1 Anpassung der Modalitaten im Zusammenhang mit der Anstellung der Mitglieder der
KESB durch den Regierungsrat an die gelebte Praxis

Das gesetzlich vorgeschriebene Verfahren zur Ernennung der Mitglieder der KESB soll an die bis-
her gelebte Praxis angepasst werden. Gegenwartig ist vorgesehen, dass der Regierungsrat die
Mitglieder der KESB auf Antrag der Tragerschaften der entsprechenden Sozialregionen auf eine
Amtsperiode ernennt (§ 132 Abs. 2 EG ZGB). In der Praxis 1adt das Departement des Innern (DDI)
bzw. dessen Amt fur Gesellschaft und Soziales (AGS) die Tragerschaften der Sozialregionen je-
weils vor der Ernennung durch den Regierungsrat zur Stellungnahme ein, wobei die Sozialregio-
nen von ihrer Mitsprachemdglichkeit in unterschiedlichem Umfang Gebrauch machen.

Infolgedessen soll § 132 Abs. 2 EG ZGB dahingehend angepasst werden, dass der Regierungsrat
die Mitglieder der KESB jeweils nach Anhérung der Tragerschaften der Sozialregionen — und
nicht auf deren Antrag hin — anstellt.

Ferner sollen die Mitglieder der KESB durch den Regierungsrat kiinftig unbefristet — und nicht
mehr nur fir eine Amtsperiode — angestellt werden. Die Mitglieder der KESB wirden diesfalls
wie andere Verwaltungsangestellte in zentralen Kaderpositionen auch (z.B. Amtsleiterinnen
und -leiter, Kantonsarztin oder Kantonsarzt etc.) behandelt unbefristet angestellt werden. Da
unbefristete Anstellungsverhaltnisse attraktiver sind als befristete, tragt die geplante Neurege-
lung massgeblich zur erfolgreichen Rekrutierung von qualifizierten Mitarbeitenden sowie zur
Stabilitdt und Wissenssicherung innerhalb der KESB bei. Dadurch lassen sich zudem die administ-
rativen Prozesse im Zusammenhang mit der Anstellung und Besetzung dieser Stellen mit geeig-
neten Fachpersonen erheblich optimieren. Der Aufwand und die Kosten im Zusammenhang mit
der Wiederwahl durch den Regierungsrat fallen weg. Aufgrund der Anstellung durch den Regie-
rungsrat, die personalrechtlichen (Sanktions-)Maéglichkeiten sowie das Recht der von Massnah-
men betroffenen Personen, ein Rechtsmittel zu ergreifen, bestehen auf verschiedenen Ebenen
Kontrollinstrumente in Bezug auf die Tatigkeit der Mitglieder der KESB.

1.2.2.2 Préazisierungen in Bezug auf die Aufsichtstatigkeit des DDI

In Bezug auf die Vorschriften zur Aufsichtstatigkeit des DDI gegeniber der KESB sollen punktu-
elle Anpassungen vorgenommen werden. Einerseits wird vorgeschlagen, die derzeitige Pflicht
des DDI zur Fihrung eines Verzeichnisses der verbeistandeten Personen aufzuheben (§ 129
Abs. 4 EG ZGB). Sofern das DDI im Rahmen seiner Aufsichtstatigkeit in einem Verfahren die Ak-
ten eines bestimmten Verfahrens bzw. Entscheids der KESB benétigt, soll es weiterhin in diese
Einsicht verlangen kdénnen (§ 129 Abs. 4). Die derzeit in § 129 Abs. 5 EG ZGB verankerte Pflicht
der KESB, samtliche Entscheide im Bereich des Kindes- und Erwachsenenschutzes an das DDI zu
Ubermitteln, bezweckte urspringlich, diesem die Fihrung des Registers gemass § 129 Abs. 4

EG ZGB zu ermoglichen.’) Da die Pflicht zur Fihrung dieses Registers nun wegfallen soll, wird
folgerichtig auch die Pflicht zur systematischen Zustellung der Entscheide der KESB an das DDI
obsolet. Andererseits soll die Aufgabe des DDI, (anonymisierte) Statistiken im Bereich des Kin-
des- und Erwachsenenschutzes zu fihren?), neu gesetzlich verankert werden (§ 129 Abs. 2

Bst. g).

) vgl. Botschaft zur Revision des Gesetzes Uber die Einfilhrung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches betreffend das neue
Erwachsenenschutz-, Personen- und Kindesrecht vom 30. August 2011 (RRB Nr. 2011/1798, S. 46 [nachfolgend Botschaft
EG ZGB 2011]).

2 Vgl. zur geplanten Einfiihrung der bundesrechtlichen Regelung betreffend die Statistik: Art. 441a Entwurf des Schweizeri-
schen Zivilgesetzbuch (Erwachsenenschutz) vom 5. Dezember 2025 (BBl 2026 38, nachfolgend Entwurf ZGB).
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1.2.2.3 Stellvertretung des Prasidiums und des Vizeprasidiums

Das Prasidium und das Vizeprasidium sollen einander — zwecks Férderung der personellen Flexi-
bilitat, insbesondere bei Personalengpdassen - vertreten und deshalb in jeder Amtei eingesetzt
werden kénnen. Derzeit sieht § 133 Abs. 2 Satz 2 EG ZGB vor, dass die Prasidentin oder der Prasi-
dent sowie deren bzw. dessen Stellvertretung nicht in jeder Amtei eingesetzt werden kann, so-
fern er oder sie den Vorsitz einer standigen Kammer fhrt. Dieser Teilsatz ist deshalb zu strei-
chen.

1.2.3 Einfihrung eines doppelten Instanzenzugs bei Schadenersatzbegehren gemaéss Art. 454
ZGB

Der Kanton haftet flr den Schaden, der einer Person im Rahmen der behérdlichen Massnahmen
des Kindes- und Erwachsenenschutzes durch widerrechtliches Handeln oder Unterlassen entstan-
den ist (sog. Staatshaftung [Art. 454 Abs. 1 ZGB und § 150 Abs. 1 EG ZGB]).") Aktuell ist im Kan-
ton Solothurn ein Vorverfahren gemass der kantonalen Verantwortlichkeitsgesetzgebung vor-
gesehen, welches mit einem Vergleich oder einer ablehnenden departementalen Stellungnahme
abgeschlossen wird (vgl. § 11 Gesetz Uber die Haftung des Staates, der Gemeinden, der 6ffent-
lich-rechtlichen Kérperschaften und Anstalten und die Verantwortlichkeit der Behérden, Beam-
ten und 6ffentlichen Angestellten und Arbeiter vom 26. Juni 1966 [Verantwortlichkeitsgesetz;
BGS 124.21]).%» Schadenersatz- oder Rluckgriffsanspriiche des Staates werden vom Regierungsrat
erhoben (§ 18 Abs. 1 Verantwortlichkeitsgesetz). Derzeit ist kein Verfigungsverfahren in diesem
Bereich vorgesehen. Einzige Instanz ist das Verwaltungsgericht, welches Gber entsprechende
Streitfalle im Rahmen des Klageverfahrens entscheidet (§ 48 Abs. 1 Bst. a Gesetz Uber die Ge-
richtsorganisation vom 13. Marz 1977 [GO; BGS 125.12]).

Der Beschwerde in Zivilsachen an das Bundesgericht unterliegen ebenfalls 6ffentlich-rechtliche
Entscheide, die in unmittelbarem Zusammenhang mit dem Zivilrecht stehen. Darunter fallen ins-
besondere Entscheide auf dem Gebiet des Kindes- und Erwachsenenschutzes (Art. 72 Abs. 2

Bst. b Ziff. 6 Bundesgesetz ber das Bundesgericht vom 17. Juni 2005 [Bundesgerichtsgesetz,
BGG; SR 173.110]). Staatshaftungsbegehren bzw. -klagen gestiitzt auf Art. 454 ZGB fallen ent-
sprechend auch unter den Geltungsbereich von Art. 72 Abs. 2 Bst. b Ziff. 6 BGG. Das Bundesrecht
schreibt fur diese Verfahren einen doppelten Instanzenzug vor (Art. 75 Abs. 2 BGG). Dies bedeu-
tet, dass Uber einen Entscheid der ersten Instanz (z.B. verfiigende Behoérde) eine letzte Instanz
als Rechtsmittelinstanz (z.B. Verwaltungsgericht) entscheidet. Das derzeitige Verfahren gentgt
diesen Vorgaben nicht.?)

Deshalb ist das kantonale Verfahren betreffend Schadenersatz in Angelegenheiten des Kindes-
und Erwachsenenschutzes gemass Art. 454 ZGB entsprechend anzupassen. Die vorgeschlagene
Neuregelung orientiert sich am Verfahren im Bereich der medizinischen Staatshaftung

(vgl. §§ 19°* ff. Spitalgesetz vom 15. Mai 2004 [SpiG; BGS 817.11]). Kunftig soll durch das DDI je-
weils eine departementale Verfligung erlassen werden, gegen welche Beschwerde beim Verwal-
tungsgericht erhoben werden kann. Der Regierungsrat muss neu somit keine Schadenersatzan-
spriiche im Bereich des Kindes- und Erwachsenenschutzes erheben, was ihn massgeblich entlas-

Y Fur hoheitliches Handeln oder Unterlassen haftet gemass Art. 454 ZGB in erster Linie der Staat, unabhangig davon, ob ein
individuelles Verschulden vorliegt. Die geschadigte Person soll sich nicht damit beschaftigen mussen, welche Mandatstrage-
rin oder welcher Mandatstrager oder welches Behérdenmitglied fur den Schaden verantwortlich ist.

%) Die Schadenersatzbegehren bei Verantwortlichkeit des Staates sind beim zustandigen Departement einzureichen. Grund-
satzlich nimmt die Staatskanzlei die Aufgabe der Staatshaftung, des Ruckgriffs und der Schadenersatzverfahren gegen
Staatsbedienstete gemass Verantwortlichkeitsgesetz wahr (Anhang 1 Verordnung Uber die Organisation des Regierungsra-
tes und der Verwaltung vom 11. April 2000 [RVOV; BGS 122.112]). Bei spezialgesetzlichen Haftungsgrundlagen (z.B. im ZGB)
besteht eine direkte Zustandigkeit der jeweiligen Departemente. Das DDI ist zustandig fur den Bereich des Kindes- und Er-
wachsenenschutzes, weshalb die Bearbeitung von Schadenersatzbegehren gestutzt auf Art. 454 ZGB in dessen Zustandigkeit
fallt. Innerhalb des DDI ist dessen departementaler Rechtsdienst fur die Bearbeitung der Schadenersatzbegehren zustandig.

3)  Mit Urteil 5A_370/2023 des Bundesgerichts vom 24. Januar 2024 wurde der Kanton Thurgau im Zusammenhang mit einer
Verantwortlichkeitsklage verpflichtet, ein kantonales Rechtsmittel vorzusehen. Die aufgrund dessen geanderte gesetzliche
Bestimmung trat im Kanton Thurgau am 1. Oktober 2025 in Kraft (§ 11d Einfuhrungsgesetz zum Schweizerischen Zivilge-
setzbuch vom 3. Juli 1991 [EG ZGB; RB 210.1]).
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tet. Das Verfligungsverfahren ist ferner blrgerfreundlicher als das Klageverfahren mit vorgela-
gertem, nicht mittels VerfiUgung abgeschlossenem Vorverfahren. Die vergleichsweise Erledigung
von Schadenersatzfallen soll auch in den vom DDI gefthrten Verfahren weiterhin méglich sein.
Die KESB kann darauf hinwirken, eine gutliche Lésung zu erzielen und ein formelles Schadener-
satzverfahren abzuwenden bzw. zu verhindern, indem die schadensverursachende Person der
geschadigten Person den gesamten Schaden direkt ersetzt. Die KESB wird dies vorwiegend bei
unkomplizierten und klaren Fallen anstreben. Ferner wird ein formelles Schadenersatzverfahren
nur verhindert werden kénnen, wenn die schadensverursachende Person den gesamten Schaden
ersetzt, der Kanton bzw. dessen Haftpflichtversicherung keinen Ersatz leisten muss und der
Schaden nicht von der KESB bzw. einer Mitarbeiterin bzw. einem Mitarbeiter verursacht wurde.
Die Aufsichtsbehoérde sorgt fur eine einheitliche Handhabung innerhalb der verschiedenen
KESB.

Der gleiche Anspruch — wie gemass Art. 454 Abs. 1 ZGB - besteht, wenn sich die Aufsichtsbe-
horde widerrechtlich verhalten hat (Art. 454 Abs. 2 ZGB). Das DDI bzw. dessen AGS ist Aufsichts-
behérde gemass Art. 441 Abs. 1 ZGB (§ 129 Abs. 1 EG ZGB). Fir die Beurteilung von Aufsichtsan-
zeigen ist der Rechtsdienst des DDI zustandig (§ 4 Abs. 1 Bst. d Ziff. 1aunavies \Verordnung Gber die
Delegation der Unterschriftsberechtigung in den Departementen vom 25. Mai 2004

[BGS 122.218]). Fur die Bearbeitung von Schadenersatzbegehren gegen die Aufsichtsbehérde
soll das stellvertretende Departement des DDI zustandig sein.’)

Fur den Rickgriff des Kantons auf die Person, die den Schaden verursacht hat, ist das kantonale
Recht massgebend (Art. 454 Abs. 4 ZGB). Der Ruckgriff wird nur geprift, sofern der Kanton eine
Ersatzzahlung geleistet hat. Auf private Beistande wird Riickgriff genommen, sofern sie den
Schaden grobfahrlassig oder vorsatzlich verursacht haben. Bei (privaten) Mandatstragerinnen
und Mandatstragern, welche die Fihrung von Mandaten als professionelle sowie entgeltliche
Dienstleistung anbieten, reicht Fahrlassigkeit aus.?) Haftet der Kanton fur eine Schadensverursa-
chung durch Angestellte eines anderen Gemeinwesens, ersetzt ihm dieses die geleisteten Scha-
denersatz- und Genugtuungszahlungen sowie die ihm auferlegten Gerichtskosten und Partei-
entschadigungen.?) Ruckgriffsanspriche werden aktuell vom Regierungsrat erhoben (§ 18 Abs. 1
Verantwortlichkeitsgesetz). Insbesondere genehmigt er Vergleiche, Verzichte und ermachtigt
das DDI zur Klage. Die Regelungskompetenz des Riickgriffs fallt in den Zustandigkeitsbereich
der Kantone. Der Kanton Solothurn hat ein 6ffentlich-rechtliches Verfahren vorgesehen (Vorver-
fahren, Klageverfahren). Beim Ruckgriff (sog. Regress) handelt es sich um ein eigenstandiges,
vom Schadenersatzverfahren unabhangiges Verfahren.

Damit auch Verfahren betreffend den Ruckgriff auf alle privaten Mandatstragerinnen und -tra-
ger burgerfreundlicher und effizienter durchgefiihrt werden kénnen, soll diesbeziiglich neu
ebenfalls das Verfligungsverfahren eingefiihrt werden. Der Kanton kann dabei im selben Um-
fang Ruckgriff auf die betreffenden Mandatspersonen nehmen wie bisher. Liegen die Voraus-
setzungen fur einen Rickgriff vor, kann der Kanton den Ruckgriffsanspruch mittels Verfligungs-
verfahren einfacher durchsetzen. Vorab kann das DDI versuchen, Gber den Ruckgriff einen Ver-
gleich abzuschliessen. Das Verfahren fur den Rickgriff gegeniber Angestellten eines anderen
Gemeinwesens (z.B. Mitarbeitende einer Sozialregion [§ 150 Abs. 2 EG ZBG]) sowie gegenUlber
Kantonsangestellten soll unverandert beibehalten werden und in der Kompetenz des Regie-
rungsrates liegen.

') Die Bearbeitung von Schadenersatzbegehren gegen die Aufsichtsbehérde KESB durch eine andere Stelle wird auch in der
betreffenden Parlamentsvorlage des Kantons Thurgau vorgesehen.

?)  §151 Abs. 1 EG ZGB i.V.m. § 14 Abs. 1 Verantwortlichkeitsgesetz und § 151 Abs. 2 EG ZGB.

%) §150 Abs. 2 EG ZGB.
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1.2.4 Punktuelle Anpassungen der Vorschriften zur fursorgerischen Unterbringung sowie zur
Nachbetreuung und den ambulanten Massnahmen

1.2.4.1 Verldngerung der Maximaldauer von éarztlich angeordneten flirsorgerischen Unterbrin-
gungen sowie Anpassung der Meldepflicht der Arzteschaft an die KESB

Aktuell sieht § 123 EG ZGB vor, dass in der Schweiz zur selbstandigen Berufsausibung zugelas-
sene Arztinnen und Arzte eine FU fir die Dauer von héchstens 72 Stunden anordnen dirfen.
Der Bundesgesetzgeber hat fur arztlich angeordnete FU eine Maximalfrist von sechs Wochen
vorgesehen (Art. 429 Abs. 1 ZGB). In der Praxis besteht das ausgewiesene Bedirfnis, die Maxi-
maldauer auch im Kanton Solothurn auf sechs Wochen zu verlangern. Eine 72-Stunden-Frist
reicht oftmals nicht aus, um eine stabile Verbesserung des Gesundheitszustands bzw. angemes-
sene Behandlungserfolge zu erzielen, weshalb heute fast immer die KESB einbezogen werden
muss. Eine Intervention der KESB vor Ablauf von 72 Stunden kann bei den betroffenen Personen
sowie den Angehdérigen Verunsicherung und Unverstandnis auslésen, was dem Genesungspro-
zess nicht forderlich ist und dem Subsidiaritatsprinzip entgegensteht. Eine Dauer von maximal
sechs Wochen bietet Arztinnen und Arzten mehr Zeit fir eine fundierte Diagnose und Therapie-
planung. Die Maximaldauer von sechs Wochen wurde vom Bundesgesetzgeber so gewahlt, da-
mit die KESB nicht bei jedem Vorfall eingreifen muss und dieser aktenkundig wird. Zu diesem
Zweck wird kiinftig auf eine Meldepflicht der Arztinnen und Arzte an die KESB verzichtet (§ 124
Abs. 1). Die maximale Frist tragt deshalb dem Anliegen der Betroffenen nach Diskretion Rech-
nung und berlcksichtigt den Umstand, dass nach sechs Wochen ein grosser Teil der eingewiese-
nen Personen ohne behordliche Intervention bereits wieder entlassen werden kénnen.?) Zu be-
achten ist zudem, dass eine betroffene Person sofort zu entlassen ist, sofern die Voraussetzun-
gen fur die Unterbringung nicht mehr erfullt sind. Es handelt sich zudem um den Vollzug von
Bundesrecht. Die bundesrechtlichen Grundséatze einer FU, wie namentlich die Voraussetzungen
fur deren Anordnung, kénnen mit der vorliegenden Anderung auf kantonaler Stufe nicht ange-
passt werden. Aus demselben Grund lassen sich auch grundsatzlich die Vollzugskosten einer FU
nicht beeinflussen.

Arztinnen und Arzte haben sich einerseits an die bundesrechtlichen Vorgaben zur Anordnung
der FU zu halten. Andererseits unterstehen sie den Berufspflichten des Bundesgesetzes Uber die
universitdren Medizinalberufe vom 23. Juni 2006 (Medizinalberufegesetz, MedBG; SR 811.11).
Sie haben ihren Beruf insbesondere sorgfaltig und gewissenhaft auszutiben (vgl. Art. 40 Bst. a
MedBG). Unsorgfaltiges berufliches Verhalten kann administrative und disziplinarische Massnah-
men zur Folge haben (Art. 37 f. und Art. 43 MedBG). Der Berufsverband der Schweizer Arztin-
nen und Arzte FMH hat ausfihrliche Informationen zur Thematik der FU publiziert. Arztinnen
und Arzte missen ihren gesetzlichen Sorgfaltspflichten und den gesetzlichen Vorgaben nach-
kommen und bezlglich der Dauer einer FU die konkreten Umstande des Einzelfalls bertcksich-
tigten. Es sind keine Anhaltspunkte bzw. Erfahrungen ersichtlich, wonach Arztinnen und Arzte
jeweils ohne das Vorliegen der entsprechenden Voraussetzungen und unbegriindet eine FU mit
einer Maximaldauer anordnen.

Der Bericht der Nationalen Kommission zur Verhitung von Folter (NKVF) vom 12. Juni 2025
zeigt in Bezug auf Anordnungen von arztlichen FU zwar Qualitatsunterschiede auf. Allerdings
verortet die NKVF die massgeblichen Mangel in erster Linie beim Ausflllen der Formulare mit
detailliertem Befund und bei der Begriindung der Notwendigkeit der FU und nicht hinsichtlich
der den FU-Anordnungen zugrunde liegenden medizinischen Kompetenzen und fachlichen Be-
urteilungen.?) Um die Qualitat der Anordnungen aller Arztinnen und Arzte zuséatzlich zu opti-
mieren, wird der Kantonsarztliche Dienst des Gesundheitsamtes gemeinsam mit den betreffen-
den Fachpersonen Webinare zum Thema FU-Verfligungen durchfihren.

Y Botschaft zur Anderung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches vom 28. Juni 2006 (BBI 2006 7001 ff., 7065).
2)  Bericht der NKVF tiber den Besuch der Psychiatrischen Dienste der Solothurner Spitéler vom 12. Juni 2025, S. 4.
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Nahezu alle Kantone sehen eine Frist von sechs Wochen fiur die Anordnung der arztlichen FU
vor. Diese Erweiterung der arztlichen Kompetenzen erscheint sinnvoll und tréagt massgeblich zur
Entlastung der KESB und zur Vermeidung unnétiger Verwaltungsverfahren bei. Da Arztinnen
und Arzte kinftig fur bis zu maximal sechs Wochen eine FU anordnen kénnen, besteht die Még-
lichkeit, dass mehr Beschwerden gegen die arztlichen Verfigungen erhoben werden. Dies kann
zu entsprechenden Mehraufwéanden beim Verwaltungsgericht fihren, welche sich gegenwartig
naturgemass nicht beziffern lassen. In Anbetracht dessen, dass die allermeisten Kantone eine
Maximalfrist von sechs Wochen vorsehen und dem Prinzip der Subsidiaritat Rechnung getragen
wird, ist diese Anpassung aus Ubergeordneter Sicht gerechtfertigt und zeitgemass.

Sofern eine Verlangerung der FU Uber die in § 123 EG ZGB genannte Frist absehbar wird, ist die
Institution (psychiatrische Klinik oder andere geeignete Anstalt) verpflichtet, dies der KESB un-
verzlglich und vor Ablauf der arztlich angeordneten FU anzuzeigen. Die Institution nennt dabei
die Diagnose, den Behandlungsplan und die Frist fur die weitere Riickbehaltung (§ 124 Abs. 2
EG ZGB). In der Praxis hat die Nennung einer entsprechenden Frist keinerlei Relevanz, da die
Entlassung von Gesetzes wegen sofort zu erfolgen hat, sobald die Voraussetzungen der FU weg-
fallen. Zudem sind die Kriterien far eine Anordnung bzw. Aufrechterhaltung einer FU jederzeit
zu Uberprifen und es kann oft nicht abgeschatzt werden, wie lange eine FU notwendig bzw.
verhaltnismassig ist. Da es sich beim Erfordernis zur Angabe einer Frist lediglich um eine Forma-
litat handelt, welche weder fir die Betroffenen noch fiir die Arzteschaft oder KESB einen we-
sentlichen Nutzen mit sich bringt, soll dieser Teilsatz gestrichen werden.

1.2.4.2 Einlasslichere Regelung der Nachbetreuung und der ambulanten Massnahmen

§ 126 EG ZGB regelt die Betreuungsmassnahmen gemass Art. 437 ZGB. Unter «Betreuungsmass-
nahmen» fallen einerseits die Nachbetreuung und andererseits die ambulanten Massnahmen.
Von einer Nachbetreuung kann gesprochen werden, wenn im Vorfeld eine FU angeordnet wor-
den ist. Gemeint sind in erster Linie freiwillige Betreuungs-, Beratungs- und Begleitungsange-
bote (vgl. § 126 Abs. 2 EG ZGB). Ambulante Massnahmen kénnen unabhangig davon angeord-
net werden, ob die betreffende Person im Vorfeld flrsorgerisch untergebracht war oder nicht.
Auch hier handelt es sich in erster Linie um ein freiwilliges Angebot, wobei ambulante Massnah-
men im Bedarfsfall auch ohne Zustimmung der betroffenen Person mittels Weisung durchge-
setzt werden kdénnen.

Die Nachbetreuung und die ambulanten Massnahmen sollen - zwecks Schaffung von Klarheit —
einerseits je in einem separaten Paragrafen geregelt und andererseits einlasslicher normiert
werden (§§ 126 f.).

Betreuungsbedurftigen Personen kénnen in Bezug auf ihr Verhalten Weisungen bis zu einer
Dauer von zwei Jahren erteilt werden, namentlich sich einer ambulanten arztlichen Behand-
lung, Kontrolle oder Untersuchung zu unterziehen (§ 126 Abs. 2 Bst. a EG ZGB). Als ambulante
medizinische Massnahme kommt unter anderem die Verpflichtung zur Einnahme von arztlich
verschriebenen Medikamenten unter Aufsicht einer Fachperson in Frage. Aufgrund solcher (mil-
deren) Massnahmen kann von einer FU abgesehen oder eine betroffene Person friiher aus die-
ser entlassen werden. Sofern bei Vorliegen einer psychischen Erkrankung ein Risiko besteht, dass
die Medikamente ohne Riicksprache mit der betreffenden Fachperson abgesetzt werden oder
vergiftungsbedingte Stérungen auftreten kénnen, erweist sich eine ambulante Massnahme fur
die betroffene Person als weniger einschneidend und stigmatisierend als eine FU. Es handelt sich
bei ambulanten medizinischen Massnahmen um Verhaltensanweisungen, deren Beachtung zur
Verhinderung einer FU im Interesse der betroffenen Person selbst liegen. In der Regel dirften
die betroffene Person bereits das Eigeninteresse an der Verbesserung ihres Gesundheitszustands
sowie die im Falle einer Verweigerung der Mitwirkung drohende Anordnung einer FU zur Mit-
wirkung motivieren.")

Y Zum Ganzen: Urteil VWBES.2024.164 des Verwaltungsgerichts vom 11. Juli 2024, E. 4.5 mit weiteren Hinweisen.
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Das Verwaltungsgericht hat in der Vergangenheit festgehalten, dass eine Anordnung zur Ein-
nahme von Medikamenten gegen den Willen der betroffenen Person einer klaren gesetzlichen
Grundlage bedarf und § 126 Abs. 2 Bst. a EG ZGB diesen Anforderungen nicht genigt.”) In weni-
gen Einzelfallen besteht seitens der KESB ein ausgewiesenes Bedirfnis, eine ambulante Mass-
nahme, insbesondere eine Weisung zur Einnahme von Medikamenten, anordnen zu kénnen.
Deshalb ist der Gesetzeswortlaut entsprechend zu prazisieren (§ 126" Abs. 3 Bst. a und Abs. 4).
Die Anwendung von kérperlichem Zwang ist nicht zulassig. Ebenso wenig ist eine Vollstreckung
ambulanter Massnahmen mittels polizeilicher Zufihrung gemaéss EG ZGB vorgesehen.

1.2.5 Bezeichnung einer Hinterlegungsstelle flr Vorsorgeauftrage

In vielen Kantonen wurde bereits eine Hinterlegungsstelle fir Vorsorgeauftrage?) bezeichnet.
Neu ist geplant, von Bundesrechts wegen die Moéglichkeit zu schaffen, Vorsorgeauftrage bei ei-
ner Amtsstelle zu hinterlegen. Die Kantone sollen verpflichtet werden, eine entsprechende
Amtsstelle zu bezeichnen (vgl. Art. 361a Entwurf ZGB). Deshalb soll die Erkundigungspflicht der
KESB entsprechend erweitert werden. Kiinftig muss sie sich nicht nur beim Zivilstandsamt, son-
dern auch bei der vom Kanton bezeichneten Aufbewahrungsstelle erkundigen, ob ein Vorsorge-
auftrag vorliegt (Art. 363 Abs. 1 Entwurf ZGB). Die Auswertung der Vernehmlassung durch den
Bund hat ergeben, dass die vorgeschlagene Anderung innerhalb der Kantone konsensfihig ist.?)

Vor diesem Hintergrund soll bereits im Rahmen der vorliegenden Teilrevision eine kantonale
Hinterlegungsstelle fur Vorsorgeauftrage bezeichnet werden. Wie dies in der Mehrheit der
deutschsprachigen Kantone bereits der Fall ist, sollen Vorsorgeauftrage kiinftig bei der jeweili-
gen KESB hinterlegt werden kénnen (§ 113 Abs. 3). Die Bezeichnung der KESB als Hinterle-
gungsstelle ist auch deshalb sinnvoll, weil diese die Vorsorgeauftrage jeweils Gberpriafen muss
(sog. Validierung [Art. 363 ZGB]). Vorsorgeauftrage sollen — analog wie bei der Hinterlegung
von letztwilligen Verfligungen bei den Amtschreibereien — gegen eine Geblhr von 50 Franken
bei der jeweiligen KESB hinterlegt werden kénnen, weshalb der Gebihrentarif vom 8. Marz
2016 (GT; BGS 615.11) anzupassen ist.

1.2.6 Punktuelle Anpassungen im Zusammenhang mit der Erhebung von Gebihren

Aktuell wird in § 149 Abs. 1 EG ZGB der Grundsatz festgehalten, dass das Verfahren vor der
KESB grundsatzlich kostenfrei ist. Aufgrund der vereinzelten Einfilhrung von neuen Gebihren
(Anderung des Gebuhrentarifs [GT]; Umsetzung Massnahmenplan 2024 im Geschéftskreis des
Departements des Innern und des Departements fur Bildung und Kultur [KRB Nr. RG 0149a/2025
vom 3. September 2025]) ist § 149 Abs. 1 EG ZGB Uberholt und entsprechend aufzuheben.

Gebuihren in Kinderbelangen werden den Eltern auferlegt, wobei alle an einem Geschaft betei-
ligten Parteien solidarisch haften (§ 149 Abs. 2 EG ZGB i.V.m. § 13 GT). Neu soll die Solidarhaf-
tung der Eltern fur die anfallenden Gebihren und Auslagen in kindesschutzrechtlichen Verfah-
ren betreffend Minderjahrige in § 149 Abs. 3* ausdricklich verankert werden, sofern im Zeit-
punkt des Entscheides der KESB ein gemeinsamer Haushalt gefthrt wird. Fihren die Eltern kei-
nen gemeinsamen Haushalt, werden die Kosten grundsatzlich je halftig beiden Elternteilen auf-
erlegt. In besonderen Fallen soll eine andere als die halftige Kostenaufteilung angeordnet wer-
den kénnen (z.B. bei Verursachung von Gebuhren durch das eigene Verhalten eines Elternteils).
Die neue Regelung erlaubt somit eine differenzierte und sachgerechte Kostenauferlegung. Bei
Bedurftigkeit werden keine Geblhren erhoben (§ 149 Abs. 2 EG ZGB).

'Y SOG 2015 Nr. 5 (Urteil VWBES.2014.154 des Verwaltungsgerichts vom 10. Juni 2015).

%) Jede handlungsfahige Person kann einen Vorsorgeauftrag errichten, in dem eine andere natdrliche oder juristische Person
beauftragt wird, im Fall der Urteilsunfahigkeit die Personensorge oder die Vermégenssorge zu Ubernehmen oder sie im
Rechtsverkehr zu vertreten (Art. 360 f. ZGB). )

3) Bericht tber das Ergebnis des Vernehmlassungsverfahrens betreffend Anderung des Zivilgesetzbuches (Erwachsenenschutz),
S. 8.
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Ferner ist eine Gebuhr fur Entscheide und Bewilligungen der KESB im Rahmen der totalrevidier-
ten und per 1. Januar 2024 in Kraft getretenen Verordnung tber die Vermdgensverwaltung im
Rahmen einer Beistandschaft oder Vormundschaft vom 23. August 2023 (VBVV, SR 211.223.11)
einzufthren.

Des Weiteren erfolgen zwei Anpassungen in Bezug auf die GebUhren im Geschaftskreis des Mig-
rationsamtes (MISA). Einerseits wird der obere Geblhrenrahmen fir Verfigungen des MISA von
1'500 auf 5'000 Franken erhéht. Dadurch wird dem durch die zunehmend komplexeren und auf-
wandigeren Félle stetig steigenden Verwaltungsaufwand Rechnung getragen. Die entspre-
chende GebUhrenerhéhung ermdéglicht kiinftig eine kostendeckende Gebihrenerhebung. Ande-
rerseits werden neue Gebuihren fir Uberpriifungen vor Ort im Zusammenhang mit dem elektro-
nischen Identitatsnachweis (E-ID) vorgesehen (§ 52 Abs. 1 Bst. a und § 52° Entwurf GT).

1.3 Verzicht auf die Durchflihrung einer Inventarsverhandlung im Rahmen eines Erbgangs
bei Zustimmung aller Erbinnen und Erben

Nach jedem Todesfall wird von der jeweiligen Einwohnergemeinde ein Sicherungsinventar auf-
genommen, sofern die oder der Verstorbene Vermégen hinterlassen hat (§§ 171 f. EG ZGB). Im
Anschluss erfolgt eine Inventarisation der vorhandenen Vermoégenswerte durch die zustandige
Amtschreiberin oder den zustandigen Amtschreiber (§§ 185 ff. EG ZGB). Sie oder er |adt die Er-
binnen und Erben sowie eine allfallige Willensvollstreckerin oder einen allfalligen Willensvoll-
strecker innert nttzlicher Frist zur Inventarsverhandlung ein (§ 186 Abs. 1 EG ZGB). An dieser
Verhandlung gibt die Amtschreiberin oder der Amtschreiber den Erbinnen und Erben vom In-
halt des Inventars Kenntnis und versucht, allfallige Einwendungen und Vorbehalte zu beseiti-
gen. Ist dies nicht moglich, merkt die Amtschreiberin oder der Amtschreiber die Einwendungen
und Vorbehalte im Inventar an (§ 189 Abs. 1 EG ZGB). Die Erbinnen und Erben kénnen an der
Inventarsverhandlung persdnlich erscheinen oder sich vertreten lassen. Den nicht anwesenden
und nicht vertretenen Erbinnen und Erben hat die Amtschreiberin oder der Amtschreiber den
Abschluss des Inventars schriftlich zur Kenntnis zu bringen (§ 190 Abs. 1 EG ZGB).

Die Erfahrungen in den vergangenen Jahren haben gezeigt, dass die Durchflihrung einer Inven-
tarsverhandlung nicht immer erforderlich ist. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn die Er-
binnen und Erben keine Einwendungen und Vorbehalte gegen das von der Einwohnergemeinde
erstellte Inventar vorbringen und deshalb keine Inventarsverhandlung wiinschen.

Aufgrund der derzeitigen Formulierung von § 186 Abs. 1 EG ZGB hat die Amtschreiberin oder
der Amtschreiber die Erbinnen und Erben sowie eine allfallige Willensvollstreckerin oder einen
allfalligen Willensvollstrecker jedoch zwingend zu einer Inventarsverhandlung einzuladen. § 186
Abs. 1 EG ZGB soll daher neu als «Kann-Vorschrift» ausgestaltet werden. Dadurch kann die Amt-
schreiberin oder der Amtschreiber kiinftig nach Maéglichkeit auf eine Inventarsverhandlung ver-
zichten. Auf Verlangen einer Erbin oder eines Erben hat die Amtschreiberin oder der Amtschrei-
ber jedoch weiterhin zwingend zur Inventarsverhandlung einzuladen. Dadurch erhalten die
Amtschreibereien die notwendige Flexibilitat bei der Durchfihrung von Inventarsverhandlun-
gen, ohne dabei die Rechte der Erbinnen und Erben zu beschneiden. Die vorgeschlagene Ande-
rung bedingt ebenfalls eine Anpassung von § 189 Abs. 1 und § 190 Abs. 1 EG ZGB, da diese Be-
stimmungen hinsichtlich der Kenntnisnahme des Inventars durch die Erbinnen und Erben und
den Abschluss des Inventars an die Durchflhrung einer Inventarsverhandlung anknipfen.

Mit den Anpassungen von §§ 186, 189 und 190 EG ZGB wird die Massnahme D_FD_02 «Erben-
verhandlung als Kann-Bestimmung in die Gesetzgebung aufnehmen und damit die Anzahl Er-
benverhandlungen reduzieren» umgesetzt (vgl. RRB Nr. 2024/1695 vom 22. Oktober 2024 [Mass-
nahmen in der Kompetenz des Kantonsrates], S. 12, sowie KRB Nr. SGB 0205b/2024 vom 10. De-
zember 2024, Ziff. 2 und 3).
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1.4 Anpassung der Terminologie betreffend Invenventaraufnahme (Schatzung)

Seit der Einfilhrung des Bundesgesetzes Uber das bauerliche Bodenrecht vom 4. Oktober 1991
(BGBB; SR 211.412.11) wird der Begriff des landwirtschaftlichen bzw. bauerlichen Heimwesens
nicht mehr verwendet. Deshalb ist § 179 Abs. 2 EG ZGB an die aktuelle bundesrechtliche Termi-
nologie «landwirtschaftliches Gewerbe» anzupassen.

1.5 Vernehmlassungsverfahren

Uber die Vorlage wurde vom 23. Juni bis 3. November 2025 ein Vernehmlassungsverfahren
durchgefuhrt. Es haben sich 14 Vernehmlassungsteilnehmende daran beteiligt: Birgergemein-
den und Wald Kanton Solothurn (1), VPOD Aargau/Solothurn (2), KMU- und Gewerbeverband
Kanton Solothurn (3), SP Sozialdemokratische Partei Kanton Solothurn (4), Pro Infirmis (5), SVP
Solothurn (6), Solothurner Sozialkonferenz, SoSoz (7), FDP.Die Liberalen (8), VSEG Verband Solo-
thurner Einwohnergemeinden und VGSo Verband des Gemeindespersonals des Kantons Solo-
thurn (9), Verein Birger wehren sich (10), EVP Evangelische Volkspartei Kanton Solothurn (11),
Gerichtsverwaltung (12), Die Mitte Kanton Solothurn (13), Interessensgemeinschaft geschiede-
ner und getrennt lebender Manner, IGM (14).

Mit RRB Nr. 2026/402 vom 3. Marz.2026 nahm der Regierungsrat vom Vernehmlassungsergebnis
Kenntnis und beauftragte das DDI, Botschaft und Entwurf im Sinne der Erwdgungen auszuarbei-
ten. Die zentralen Ergebnisse der Vernehmlassung sind in diesem RRB dargestellt. Zwei Ver-
nehmlassungsteilnehmende stimmen der Vorlage vollumfanglich zu und haben keine Einwande
dagegen vorgebracht. Zwei Vernehmlassungsteilnehmende haben mitgeteilt, auf weitere Aus-
fuhrungen zu verzichten. Vier Vernehmlassungsteilnehmende begrissen die Vorlage im Grund-
satz ausdrucklich und bringen punktuelle Anpassungswinsche vor. Fiinf Teilnehmende lehnen
die Vorlage nicht unmittelbar ab, wahrend ein Vernehmlassungsteilnehmender zwar einzelne
Anpassungen unterstitzt, die Vorlage allerdings grundsatzlich ablehnt, sofern dadurch keine
massgeblichen Verbesserungen erzielt werden.

Der Umstand, dass die Vorlage zur weiteren Steigerung der Effizienz des behérdlichen Handelns
im Bereich des Kindes- und Erwachsenenschutzes beitragt sowie zweckmassige organisatorische
und administrative Ablaufe erleichtert, wird von neun Vernehmlassungsteilnehmenden aus-
driicklich begrusst. Ein Vernehmlassungsteilnehmender bezweifelt, dass die Vorlage effizienz-
steigernd sein wird und bedauert, dass die Revision nicht dazu genutzt worden sei, das System
des Kindes- und Erwachsenenschutzes birgernaher und transparenter auszugestalten.

Im Rahmen der Uberarbeitung der Vorlage wurden gegeniiber dem Vernehmlassungsentwurf
insbesondere folgende Anpassungen vorgenommen:

- Essoll auf die Meldepflicht von Arztinnen und Arzte an die KESB in Bezug auf die von
ihnen angeordneten FU verzichtet werden (§ 124 Abs. 1 EG ZGB).

- Der Wortlaut von § 189 Abs. 1 EG ZGB soll abgeadndert werden («versucht» statt
«sucht»).

- Soweit von ihrem Auftrag umfasst, verwaltet die Beistandsperson die Vermégenswerte
der verbeistandeten Person sorgfaltig und nimmt alle Rechtsgeschafte vor, die mit der
Verwaltung zusammenhangen. Aufgrund der totalrevidierten VBVV fallen neue Aufga-
ben fur die KESB an, welche der Einzelzustandigkeit des Prasidiums zugewiesen werden
sollen. Dies soll im Nachgang zum durchgefthrten 6ffentlichen Vernehmlassungsverfah-
ren noch bericksichtigt werden (§ 138 Abs. 1 Bst. j).
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- §137 Abs. 2 5G betreffend die Anordnung von FU gegeniber suchtmittelabhangigen
Personen hat keine eigenstéandige Bedeutung mehr, da dies bereits bundesrechtlich ge-
regelt ist. Folglich kann § 137 Abs. 2 SG aufgehoben werden.

- Am 1. Januar 2026 ist die Anderung des Gebihrentarifs (GT); Umsetzung Massnahmen-
plan 2024 im Geschaftskreis des Departements des Innern und des Departements fir Bil-
dung und Kultur (KRB Nr. RG 0149/2025 vom 3. September 2025) in Kraft getreten. Die
damit einhergehende Anderung der Systematik im GT wird in der vorliegenden Vorlage
entsprechend berlcksichtigt.

- Eserfolgen punktuelle Anpassungen in Bezug auf die GebUhren im Geschéaftskreis des
Migrationsamtes (§ 52 Abs. 1 Bst. a und § 52 Entwurf GT).

Verschiedene, im Rahmen des Vernehmlassungsverfahrens gemachte Anregungen werden hin-
gegen nicht in die Vorlage aufgenommen. So wird etwa an folgenden Punkten festgehalten:

- An der Maximalfrist von sechs Wochen fur arztlich angeordnete FU soll festgehalten
werden. Eine Dauer von maximal sechs Wochen erméglicht den Arztinnen und Arzten
eine fundiertere Diagnose und Therapieplanung. Das Verhaltnismassigkeitsprinzip ver-
langt, dass eine FU nur fur die notwendige Dauer angeordnet wird. Es liegen keine
stichhaltigen Hinweise dafir vor, dass Arztinnen und Arzte die Maximalfrist systema-
tisch und ohne triftige Griinde ausschépfen. Zudem muss eine Person sofort entlassen
werden, sobald die Voraussetzungen einer FU nicht mehr gegeben sind (§ 123 Abs. 1).

- Ander vorgeschlagenen Anderung, die Behérdenmitglieder kinftig unbefristet anzu-
stellen, wird festgehalten. Die Behérdenmitglieder unterstehen auch bei unbefristeter
Anstellung (weiterhin) der kantonalen Personalgesetzgebung. Die reguléaren personal-
rechtlichen Sanktionsméglichkeiten gegentber Staatsangestellten bestehen auch ge-
genlber Behérdenmitgliedern. Uberdies sind aufgrund der betreffenden Anpassung
keine Mehrkosten zu erwarten (§ 132 Abs. 2).

- Die Vorsorgeauftrage sollen aufgrund deren Validierung sowie der Abklarung allfalli-
ger Massnahmen durch die KESB bei dieser hinterlegt werden kénnen. Vor dem Hinter-
grund des Massnahmenplans 2024 sowie der Gebuhr von 50 Franken fir die Hinterle-
gung von letztwilligen Verfigungen soll die Gebuhr fur die Hinterlegung von Vorsorge-
auftragen ebenfalls 50 Franken betragen (§ 459%inavies Bst, abs Entwurf GT).

- Die Aufgaben der Aufsichtsbehérden im Bereich des Kindes- und Erwachsenenschutzes
sind gesetzlich genligend klar umschrieben (vgl. auch Art. 441 ZGB). Deshalb sind keine
gesetzlichen Anpassungen angezeigt (§ 129 EG ZGB).

- Die Anzahl Staathaftungsfalle wird seit 1. Januar 2025 im kantonalen Geschaftsbericht,
Teil Departementssekretariat DDI, Globalbudget Fihrungsunterstiitzung DDI, Swisslos-
Fonds und Oberamter, als statische Messgrosse ausgewiesen. Zudem werden die Staats-
haftungsfalle im jahrlichen Bericht der Aufsichtsbehdrde ausgewiesen, der im Rahmen
der Begleitgruppe Kindes- und Erwachsenenschutz analysiert wird. Eine gesetzliche An-
passung ist deshalb nicht notwendig.

- Die Kostentragung der Abklarungen im Bereich des Kindes- und Erwachsenenschutzes
durch die Sozialregionen (§ 143 EG ZGB) wird in einem anderen Gesetzgebungsprojekt
mit Bezug zu den Sozialregionen behandelt. In der diesbezliglichen Vernehmlassung
werden sich alle Betroffenen einlasslich dazu dussern kénnen.

- Ein Beistandswechsel hat unter Berlcksichtigung der bundesrechtlichen Vorgaben
durch die KESB zu erfolgen. Deshalb ist eine Vereinfachung mittels kantonalem Recht
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nicht méglich. Es wird jedoch vorgeschlagen, dass der Entscheid Gber einen Beistands-
wechsel aufgrund der Beendigung des Arbeitsverhaltnisses oder auf Begehren des Bei-
stands kinftig in die Einzelzustandigkeit eines Behdrdenmitgliedes fallen soll (§ 139
Bst. 0). Dies wird den administrativen Aufwand wesentlich minimieren.

1.6 Inkrafttreten

Die Gesetzesdanderungen sollen voraussichtlich am 1. Januar 2027 in Kraft treten. Die vorliegen-
den Anderungen sind dem Bundesamt fur Justiz zur Kenntnis zu bringen (Art. 52 SchIT ZGB).

2. Verhaltnis zur Planung

Die vorliegende Anderung betreffend den Kindes- und Erwachsenenschutz ist im Legislaturplan
2021-2025 vorgesehen.

3. Auswirkungen
3.1 Personelle und finanzielle Konsequenzen

Die vorliegende Gesetzesvorlage hat in personeller und in finanzieller Hinsicht lediglich unter-
geordnete Konsequenzen. Der KESB entsteht kiinftig ein gewisser Mehraufwand, da sie neu als
kantonale Hinterlegungsstelle flr Vorsorgeauftrage fungiert. Hierfur kann sie jedoch Gebuhren
erheben. Durch die Erweiterung der Einzelkompetenzen des Prasidiums sowie der tGbrigen Mit-
glieder sowie der Verlangerung der Maximaldauer der arztlich angeordneten FU soll die Effizi-
enz gesteigert werden und die KESB wird entlastet. Es besteht die Mdglichkeit, dass beim Ver-
waltungsgericht aufgrund der Verldngerung der Maximalfrist fir die Anordnung der FU durch
eine Arztin bzw. einen Arzt gewisse, aktuell nicht bezifferbare Mehraufwénde anfallen werden.
Zusatzliche Beschwerdefalle in diesem Bereich fallen in personeller Hinsicht insbesondere des-
halb ins Gewicht, da diese vom Verwaltungsgericht jeweils in Dreierbesetzung behandelt wer-
den mussen. Bei der Beurteilung einer FU aufgrund einer psychischen Stérung muss zudem vom
Verwaltungsgericht jeweils ein medizinisches Gutachten in Auftrag gegeben werden, dessen
Kosten zulasten des Kantons gehen. Die Einfihrung des doppelten Instanzenzugs bei den Scha-
denersatzverfahren im Bereich des Kindes- und Erwachsenenschutzes hat Gberdies einen zusatz-
lichen Aufwand fir den departementalen Rechtsdienst im Departementssekretariat des DDI zur
Folge. Im Gegenzug wird der Regierungsrat massgeblich entlastet, da er nicht mehr Uber Scha-
denersatz- und nur noch teilweise Uber Riuckgriffsverfahren befinden muss. Die neuen Aufga-
ben belasten die vorhandenen personellen Ressourcen.

Es sind keine zusatzlichen Vollzugsmassnahmen erforderlich.

3.2 Folgen fur die Gemeinden

Fur die Gemeinden resultieren keine personellen oder finanziellen Folgen, da durch die vorlie-
gende Gesetzesvorlage weder neue kommunale Aufgaben vorgesehen noch zusatzliche Kosten
zulasten der Gemeinden begriindet werden.

33 Wirtschaftlichkeit

Die Vorlage ist wirtschaftlich. Die massvolle Erweiterung der Einzelkompetenzen des Prasidiums

und der Ubrigen Mitglieder der KESB sowie die Verlangerung der Maximaldauer von arztlich an-
geordneten FU von 72 Stunden auf sechs Wochen hat einen wesentlichen Effizienzgewinn zur
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Folge. Des Weiteren werden durch die gesetzlich neu vorgesehene Méglichkeit, auf die Durch-
fihrung einer Inventarsverhandlung zu verzichten, sofern diese weder erforderlich noch zweck-
massig ist, unnoétige Aufwande und Kosten vermieden.

3.4 Nachhaltigkeit

Vorlagen an den Kantonsrat sind hinsichtlich ihrer Nachhaltigkeit in den Bereichen Wirtschaft
(6konomisch), Gesellschaft (sozial) und Umwelt (6kologisch) zu beurteilen (RRB Nr. 2009/2293
vom 7. Dezember 2009). Die Nachhaltigkeit ist zu prifen, wenn das Geschaft erhebliche 6kologi-
sche, 6konomische oder soziale Auswirkungen allgemein, auf einzelne Regionen oder den gan-
zen Kanton hat oder auf nachfolgende Geschafte erheblichen Einfluss austiben kénnte.

Die vorliegende Gesetzesanderung hat einerseits positive 6konomische Auswirkungen, da die
neu vorgeschlagenen Organisations- und Zustéandigkeitsvorschriften im Bereich des Kindes- und
Erwachsenenschutzrechts massgeblich zur weiteren Forderung der Effizienz der KESB beitragen
und Entscheidbefugnisse der jeweils sachgerechten Stufe zugewiesen werden. Andererseits
wirkt sich die Vorlage ebenfalls in sozialer Hinsicht positiv aus. Mit der Moglichkeit, Vorsorge-
auftrage gegen eine moderate GebUhr bei der KESB zu hinterlegen, wird einem grundlegenden
Bedurfnis der Bevolkerung Rechnung getragen und die Auffindbarkeit von Vorsorgeauftragen
erheblich erleichtert. Des Weiteren erweist sich das neu vorgesehene erstinstanzliche Verwal-
tungsverfahren fir Schadenersatzverfahren im Bereich des Kindes- und Erwachsenenschutzes als
wesentlich birgerfreundlicher als das gegenwartige Klageverfahren.

4. Erlduterungen zu einzelnen Bestimmungen der Vorlage

4.1 Beschlussesentwurf 1

4.1.1 Gesetz Uber die Einfilhrung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches
§ 113 Sachuberschrift (gedandert) und Abs. 3 (neu)

Neu soll in Bezug auf Vorsorgeauftrage') von Bundesrechts wegen die Méglichkeit geschaffen
werden, diese bei einer kantonalen Amtsstelle zu hinterlegen, wie dies bereits seit geraumer
Zeit bei letztwilligen Verfigungen mdglich und bewahrt ist (vgl. Art. 504 f. ZGB). Dazu sollen
die Kantone verpflichtet werden, eine Amtsstelle fur die Hinterlegung und Aufbewahrung des
Vorsorgeauftrags zu bezeichnen (Art. 361a Entwurf ZGB). Die Hinterlegung des Vorsorgeauf-
trags bei einer Amtsstelle soll weiterhin freiwillig sein und kein Gultigkeitserfordernis fir den
Vorsorgeauftrag darstellen. Die betroffene Person kann somit — im Sinne der Selbstbestimmung
— weiterhin frei entscheiden, ob und wo sie den Vorsorgeauftrag hinterlegen méchte. Aufgrund
der Einflhrung der Méglichkeit zur Hinterlegung von Vorsorgeauftragen bei einer amtlichen
Aufbewahrungsstelle hat sich die KESB nicht nur beim Zivilstandsamt, sondern auch bei der vom
Kanton bezeichneten Aufbewahrungsstelle zu erkundigen, ob ein Vorsorgeauftrag vorliegt
(vgl. Art. 363 Abs. 1 Entwurf ZGB).?)

Die Bezeichnung einer kantonalen Hinterlegungsstelle wird — unabhangig von der geplanten
Anderung des ZGB - als Giberaus sinnvoll erachtet. Dadurch wird das Instrument des Vorsorge-

)  Gemass Art. 360 Abs. 1 ZGB kann jede handlungsfihige Person einen Vorsorgeauftrag errichten, in dem eine andere natdrli-
che oder juristische Person beauftragt wird, bei Eintreten der Urteilsunfahigkeit die Personen- und/oder Vermégenssorge zu
Ubernehmen oder sie im Rechtsverkehr zu vertreten. Der Vorsorgeauftrag ist eigenhandig zu errichten oder 6ffentlich zu
beurkunden (Art. 361 Abs. 1 ZGB). Die auftraggebende Person muss dafur besorgt sein, dass die KESB bei Eintreten der Ur-
teilsunfahigkeit vom Vorsorgeauftrag Kenntnis erhalt. Zu diesem Zweck tragt das Zivilstandsamt auf Antrag die Tatsache,
dass eine Person einen Vorsorgeauftrag errichtet hat, und den Hinterlegungsort in die zentrale Datenbank «Infostar» ein
(Art. 361 Abs. 3 ZGB). Ergdnzend sieht Art. 363 Abs. 1 ZGB vor, dass sich die KESB im Fall der Urteilsunfahigkeit einer Person
beim Zivilstandsamt erkundigen muss, wenn ihr nicht bekannt ist, ob ein Vorsorgeauftrag vorliegt.

2)  Botschaft zur Anderung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches (Erwachsenenschutz) vom 5. Dezember 2025 (BBI 37), Ziff.
3.2.3 (nachfolgend: Botschaft Erwachsenenschutz).
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auftrags, welches massgeblich zur Férderung des Selbstbestimmungsrechts beitragt, weiter ge-
starkt. Die Bezeichnung einer kantonalen Hinterlegungsstelle fir Vorsorgeauftrage ist auch des-
halb gerechtfertigt, weil die Uberwiegende Mehrheit der Deutschschweizer Kantone bereits
eine entsprechende Hinterlegungsstelle bezeichnet hat und die Bezeichnung einer solchen
durch die Kantone im Rahmen des 6ffentlichen Vernehmlassungsverfahrens zur geplanten An-
derung des ZGB nicht umstritten war.

Der Vorsorgeauftrag ist eigenhandig zu errichten oder 6ffentlich zu beurkunden (Art. 361

Abs. 1 ZGB). Die Notarinnen und Notare haben die 6ffentlichen Urkunden, die sie errichten,
dauernd aufzubewahren und regelmassig zu Protokollbanden zusammenzufassen. Die Vorsor-
geauftrage werden gesondert eingebunden (§ 18 Abs. 1 und 3 EG ZGB). Die Vorsorgeauftragge-
berin oder der Vorsorgeauftraggeber hat jederzeit das Recht, die Originalurkunde von der No-
tarin oder dem Notar gegen Quittung herauszuverlangen (§ 45° Abs. 2 Notariatsverordnung
vom 21. August 1959 [BGS 129.11]). Die Vorsorgeauftraggeberin oder der Vorsorgeauftraggeber
kann den Vorsorgeauftrag durch physische Vernichtung widerrufen (Art. 362 Abs. 2 ZGB). Mit
der Formulierung in § 113 Absatz 3 wird dem entsprechenden Urschriftensystem Rechnung ge-
tragen.

Die KESB ist als Hinterlegungsstelle flr Vorsorgeauftrage zu bezeichnen. In jenen Kantonen, in
welchen bereits eine entsprechende Hinterlegungsstelle bezeichnet wurde, kénnen die Vorsor-
geauftrage gegen Gebuhr hinterlegt werden. Auch im Kanton Solothurn sollen Vorsorgeauf-
trage neu gegen eine Gebihr von 50 Franken hinterlegt werden kénnen (vgl. Beschlussesent-
wurf 2).

§ 123 Abs. 1 (geandert)

In der Praxis besteht das ausgewiesene BedUrfnis, die Maximaldauer der arztlich angeordneten
FU von 72 Stunden auf sechs Wochen zu verldngern. Nahezu alle Kantone sehen diesbezlglich
eine Frist von sechs Wochen vor.") Es ist nicht davon auszugehen, dass die Arztinnen und Arzte
aufgrund dieser Anpassung mehr Falle zu beurteilen hatten oder ein grésserer Aufwand auf sie
zukommen wirde. Es handelt sich zudem um eine Maximalfrist. Die Dauer einer arztlich ange-
ordneten FU muss im Einzelfall selbstverstandlich angemessen und verhaltnismassig sein. Die
Maximaldauer von sechs Wochen muss nicht ausgeschépft werden. Eine sechswochige Frist er-
scheint auch deshalb als angemessen, da die betroffene oder eine ihr nahestehende Person den
Unterbringungsentscheid anfechten und auch jederzeit ein Entlassungsgesuch stellen kann.?) An
den materiellen Voraussetzungen der Anordnung zur FU andert sich nichts. Hierfur wird auf das
Bundesrecht und die einschlagige bundesgerichtliche Rechtsprechung verwiesen.

§ 123 Abs. 1 EG ZGB ist Giberdies an die Terminologie des MedBG anzupassen. Im MedBG wird
mittlerweile die Terminologie «in eigener fachlicher Verantwortung» — und nicht mehr die Wen-
dung «selbstandige Berufsaustibung» verwendet.

§ 124 Abs. 1 (aufgehoben) und Abs. 2 (gedndert)

Durch die Verldngerung der Maximalfrist fir die &rztlich angeordnete FU sollen die Arztinnen
und Arzte mehr Zeit fur eine fundierte Diagnose und Therapieplanung haben. Eine Intervention
der KESB vor Ablauf von 72 Stunden kann bei den betroffenen Personen sowie den Angehdri-
gen Verunsicherung und Unverstandnis auslésen, was dem Genesungsprozess nicht férderlich
ist. Damit dem Anliegen der Betroffenen nach Diskretion (u.a. kein umgehendes Involvieren der
KESB) genligend Rechnung getragen wird, soll die Meldepflicht betreffend durch Arztinnen und
Arzte angeordnete FU an die KESB aufgehoben werden. Zudem bezweckte § 124 Abs. 1 EG ZGB

D) Lediglich die Kantone Freiburg (vier Wochen), Genf (40 Tage) sowie Basel-Landschaft (keine Kompetenz fur die Anordnung
einer arztlichen FU) sowie aktuell der Kanton Solothurn kennen abweichende Regelungen.
2)  Art. 426 Abs. 4 ZGB.
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urspriinglich, dass die Verlangerung einer FU nach 72 Stunden bei Bedarf sichergestellt werden
konnte. Deshalb kann § 124 Abs. 1 EG ZGB ersatzlos gestrichen werden.

Sobald eine Verlangerung der arztlich angeordneten FU angezeigt ist, muss der Antrag einer
Verldngerung geméss § 124 Abs. 2 EG ZGB an die KESB erfolgen. Da die Arztinnen und Arzte die
FU kinftig fir maximal sechs Wochen anordnen kénnen, muss der Wortlaut in § 124 Abs. 2

EG ZGB angepasst werden.

Eine Entlassung einer betroffenen Person aus der FU hat stets zu erfolgen, sobald die Vorausset-
zungen gemass Art. 426 ZGB nicht mehr gegeben sind oder die Behandlung oder Betreuung auf
andere Weise erbracht werden kann. Es ist regelmassig abzuklaren, ob allenfalls mildere Mass-
nahmen genligen. Die gesetzliche Vorgabe, dass die Institution der KESB eine Frist flr die Rick-
behaltung anzugeben hat, ist nicht praxisrelevant und soll gestrichen werden. Falls eine Befris-
tung absehbar ist, kann die Institution dies der KESB selbstverstandlich dennoch mitteilen.

§ 126 Sachuberschrift (geandert), Abs. 1 (geandert), Abs. 2 (gedndert) und Abs. 3 (neu)

Inhaltlich geht es bei der Nachbetreuung in erster Linie um die Betreuung, Beratung und Beglei-
tung der betroffenen Person. Es kommen vor allem freiwillige Angebote, wie der Ubertritt in
ein Wohn- oder Pflegeheim, der Besuch einer teilstationaren Einrichtung (z.B. einer Tagesstatte)
oder die Begleitung im Rahmen von (sozial-)psychiatrischen Unterstitzungsangeboten, in Be-
tracht. Die Nachbetreuung setzt grundsatzlich die Kooperationsbereitschaft der betroffenen
Person voraus und soll deshalb in Absprache mit der betroffenen Person organisiert werden.
Dies schliesst nicht aus, dass die Nachbetreuung durch eine behérdliche Weisung angeordnet
wird.

In § 126 Abs. 1 wird festgehalten, dass die KESB die betroffene Person nétigenfalls anweisen
kann, sich einer Nachbetreuung zu unterziehen. Diese erfolgt mittels ambulanter Massnahmen
gemass § 126°s. Sofern die KESB fir die Entlassung zustandig ist, hat sie vor der Anordnung ei-
ner Nachbetreuung die Meinung der behandelnden Arztin oder des behandelnden Arztes ein-
zuholen. In jenen Fallen, in welchen keine arztliche Behandlung erfolgte, ist die Stellungnahme
der jeweils zustandigen Fachperson einzuholen (§ 126 Abs. 2). Ist die Einrichtung fur die Entlas-
sung zustandig, so obliegt es ihr, einen Antrag auf Nachbetreuung zu stellen (§ 126 Abs. 3). Da-
bei wird sie darauf zu achten haben, dass die addquaten Massnahmen rechtzeitig bei der KESB
beantragt werden.

§ 126°s Ambulante Massnahmen (neu)

Neben und innerhalb der Regelung der Nachbetreuung kénnen die Kantone gegentber Perso-
nen, die an einer psychischen Stérung leiden oder schwer verwahrlost sind, ambulante Massnah-
men anordnen. Das Bundesrecht Gberlasst es dem kantonalen Recht, die Voraussetzungen fur
die Anordnung einer ambulanten Massnahme festzulegen.

Der Zweck von ambulanten Massnahmen besteht darin, einer erstmaligen oder erneuten FU vor-
zubeugen. Sie kdnnen somit nicht einzig nach einer FU im Rahmen einer Nachbetreuung ange-
ordnet werden, sondern auch als eigenstandige Ersatzmassnahme bei einem Verzicht auf eine
FU (§ 126" Abs. 1 und 2).

Die ambulanten Massnahmen sind aktuell in § 126 Abs. 2 EG ZGB geregelt und werden neu in
§ 126 Abs. 3 Uberfihrt. Wie bereits im geltenden Recht ist diese Aufzdhlung nicht abschlies-
sender Natur. Der Grundsatz der Verhaltnismassigkeit gebietet — wie bis anhin — eine zeitliche
Befristung der Betreuungsmassnahmen. Die betreffenden Massnahmen dirfen deshalb langs-
tens zwei Jahre dauern. Nach Ablauf dieser Frist kann die ambulante Massnahme gegebenen-
falls neu angeordnet werden.
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Als ambulante Massnahmen kommen in erster Linie freiwillige Angebote in Betracht und es
wird grundsatzlich eine Kooperationsbereitschaft der betroffenen Person vorausgesetzt. Aller-
dings schliesst wohl bereits die bundesrechtliche Regelung nicht aus, dass die Weisung verbind-
lich (und gegen den Willen der betroffenen Person) angeordnet werden kann.’) Im Alltag der
KESB gibt es vereinzelt Falle, in welchen es sinnvoll sein kann, ambulante Massnahmen gegen
den Willen einer Person anzuordnen. Dies kann beispielsweise dann der Fall sein, wenn eine be-
troffene Person auf ein Arzneimittel, dessen Wirkstoff Gber einen ldngeren Zeitraum freigesetzt
wird (Depot-Medikation), angewiesen ist, weil anderenfalls eine Verwahrlosung droht. Gemaéss
Rechtsprechung kann bereits eine Anordnung der Medikamenteneinnahme als Zwangsbehand-
lung gelten, auch wenn die Patientin oder der Patient unter dem Druck bevorstehenden unmit-
telbaren Zwangs in die arztliche Behandlung einwilligt oder die Medikamente nach deren
zwangsweise erfolgten Verabreichung im weiteren Verlauf des Aufenthalts «ohne Druck» bzw.
«freiwillig» einnimmt. Von einer Zwangsbehandlung ist weiter auszugehen, wenn die medika-
mentdse Behandlung von der KESB nach der Entlassung aus der FU angeordnet worden ist: Ver-
weigert die Person die angeordnete Behandlung, muss sie mit einer erneuten Einweisung in
eine Einrichtung rechnen. Da die medikamentdse Zwangsbehandlung einen schweren Eingriff in
die korperliche und geistige Integritat darstellt, bedarf es hierflr gemass Rechtsprechung des
Bundesgerichts und des Solothurner Verwaltungsgerichts einer klaren gesetzlichen Grundlage.?)
Deshalb soll in Absatz 4 neu klargestellt werden, dass ambulante Massnahmen gegen den Wil-
len der betroffenen Person angeordnet werden kénnen, wenn die nétige Behandlung oder Be-
treuung nicht anders erfolgen kann. Werden ambulante Massnahmen gegen den Willen der be-
troffenen Person angeordnet, sind sie mittels Verfigung zu eré6ffnen. Die Anwendung von koér-
perlichem Zwang ist unzulassig. Eine Vollstreckung der ambulanten Massnahmen mittels polizei-
licher Zufiihrung gestitzt auf das EG ZGB ist nicht zulassig.

Fur den Erfolg der angeordneten Massnahmen ist es in der Regel wichtig, dass deren Einhaltung
Uberwacht wird und die betroffenen Personen hiervon Kenntnis haben. Vor diesem Hintergrund
erstatten die mit dem Vollzug der ambulanten Massnahmen betrauten Personen und Stellen der
KESB entsprechend Bericht. Aus Transparenzgriinden soll der Informationsfluss ausdricklich in

§ 126 Abs. 5 festgehalten werden.

§ 128 Abs. 5 (aufgehoben) und Abs. 6 (aufgehoben)

Mit der Aufhebung von § 128 Abs. 5 und 6 EG ZGB wird die seit 2022 gelebte Praxis, wonach die
jeweilige KESB ihr Sekretariat selbst fihrt (und dies nicht mehr durch die Oberamter erfolgt),
gesetzlich nachvollzogen. Die administrative Unterstellung unter das Oberamt mit gleichzeitiger
Weisungsbefugnis seitens des KESB-Prasidiums hatte sich nicht bewahrt. Die Weisungsbefugnis
sowie die Leitung des Sekretariats obliegen neu dem jeweiligen Prasidium im Rahmen der admi-
nistrativen Leitung der KESB (vgl. § 134 Abs. 1 Bst. a).

§ 129 Abs. 2 Bst. d (geandert), Bst. f (geandert) und Bst. g (neu), Abs. 4 (gedndert) und Abs. 5
(geandert)

Das DDI erlasst als Aufsichtsbehdrde im Bereich des Kindes- und Erwachsenenschutzes®) praven-
tiv von Amtes wegen oder wenn es von fehlerhaftem Tun oder Unterlassen der KESB Kenntnis
erhalt, entsprechende Weisungen. Es liegt im Ermessen des DDI, in welchen Fallen und in wel-

') BLOCH BEAT/STECK DANIEL, in: FOUNTOULAKIS CHRISTIANA/AFFOLTER-FRINGELI KURT/BIDERBORST IVO/STECK DANIEL [Hrsg.], Fachhandbuch
Kindes- und Erwachsenenschutzrecht, Zirich 2016, Rz. 9.197).

2)  Urteil 5A_666/2013 des Bundesgerichts vom 7. Oktober 2013, E. 3.2 f., und SOG 2015 Nr. 5 vom 10. Juni 2015
(VWBES.2015.154), E. 4.

3) Die Aufsichtstatigkeit konzentriert sich auf die allgemeine administrative Aufsicht mit dem Ziel, die Qualitat im Kindes- und
Erwachsenenschutz zu entwickeln und zu sichern. Das DDI hat fur eine korrekte und einheitliche Rechtsanwendung zu sor-
gen und wird von Amtes wegen oder auf Anzeige hin tatig. Durch die Aufsichtstatigkeit darf jedoch die Unabhangigkeit der
KESB als Fachbehorde in ihren materiellen Entscheidungen nicht in Frage gestellt werden, weshalb das DDI einen Entscheid
im Einzelfall durch die aufsichtsrechtliche Intervention nicht korrigieren kann. Dies ist den gerichtlichen Beschwerdeinstan-
zen vorbehalten. Die Aufsichtstatigkeit erfolgt unter anderem praventiv durch Erlass von generellen Weisungen Uber die
Organisation und Amtstatigkeit oder Anweisungen Gber die Organisation des Verfahrens.
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cher Form es reagiert und wie es die Qualitat im Kindes- und Erwachsenenschutz sichert. Ent-
sprechend soll in § 129 Abs. 2 Bst. d neu eine «Kann-Formulierung» — und nicht mehr eine zwin-
gende Formulierung — vorgesehen werden. Ist das DDI der Ansicht, dass die Rechtsanwendung
nicht einheitlich oder korrekt funktioniert oder anderweitige Problemfelder bestehen, welche
die gesetzliche Aufgabenerfillung der KESB massgeblich beeintrachtigen, hat es von Amtes we-
gen die geeigneten Massnahmen einzuleiten (vgl. § 129 Abs. 2 Bst. e EG ZBG).

In § 129 Abs. 2 Bst. f EG ZGB erfolgt keine inhaltliche Anderung und lediglich eine untergeord-
nete sprachliche Anpassung. Da ein neuer Buchstabe g geschaffen wird, ist der Punkt am Ende
des Textes durch einen Strichpunkt zu ersetzen.

Im sensiblen Bereich des Kindes- und Erwachsenenschutzes kommt statistischen Datenerhebun-
gen eine zentrale Bedeutung zu. Derzeit erhebt die Konferenz fur Kindes- und Erwachsenen-
schutz (KOKES) bei der KESB das Datenmaterial und erstellt eine jahrliche Statistik fur die
Schweiz. Der Bundesrat mochte eine klare gesetzliche Grundlage fur schweizweite Statistiken
zum Kindes- und Erwachsenenschutz schaffen.’) Demnach haben die Kantone fiir die Bereitstel-
lung der statistischen Grundlagen und Kennzahlen zu den Massnahmen des Kindes- und Er-
wachsenenschutzes zu sorgen, wie sie das ohnehin bereits gegenwartig im Rahmen der KOKES-
Statistik tun. Das entsprechende statistische Datenmaterial wird bereits heute von der KESB ge-
sammelt und zusammengestellt. Das DDI als Aufsichtsbehodrde stellt sicher, dass das Datenmate-
rial an die KOKES Gbermittelt wird. Ausserdem plausibilisiert die Aufsichtsbehdrde gemeinsam
mit der KESB die von der KOKES erstellten Statistiken, bevor diese veréffentlicht werden. Es soll
neu gesetzlich verankert werden, dass das DDI als Aufsichtsbehdérde entsprechende Statistiken
erstellt (§ 129 Abs. 2 Bst. g). Dies ermdglicht die Auswertung von Leistungsdaten der KESB

(z.B. Anzahl offener und abgeschlossener Verfahren, Dauer der Verfahren) und die Plausibilisie-
rung der von der KOKES erstellten Statistiken.

Das DDI fuhrt ein Verzeichnis der verbeistandeten Personen (§ 129 Abs. 4 EG ZGB). Zustandigkeit
und Verantwortung fir die jeweiligen Massnahmen liegen demgegentber bei der KESB. Es be-
steht fur das DDI als Aufsichtsbehérde von Bundesrechts wegen keine Verpflichtung, ein solches
Verzeichnis zu fUhren. Die Erfahrungen der vergangenen zehn Jahre zeigen, dass es nicht sinn-
voll ist, wenn das DDI, welches die betreffenden Massnahmen nicht selbst anordnet und verant-
wortet, ein entsprechendes Verzeichnis fihrt. Die KESB fUhrt bereits heute in ihrem digitalen
Fallfihrungssystem ein Verzeichnis der verbeistandeten Personen. Das DDI wird in Zukunft Zu-
griff auf anonymisierte Daten dieses Verzeichnisses erhalten, um Statistiken zu erstellen. Eine
systematische Zustellung von nicht anonymisierten Daten wird aus Datenschutzgriinden nicht
erfolgen. Bendtigt das DDI im Rahmen seiner Aufsichtstatigkeit die Akten eines bestimmten
Verfahrens der KESB, sollen diese klinftig weiterhin eingesehen werden kénnen (§ 129 Abs. 4).

Gemass § 129 Abs. 5 EG ZGB teilen die KESB sowie die Gerichte alle Entscheidungen im Kindes-
und Erwachsenenschutz dem DDI mit. Die Pflicht der KESB, die Entscheide an das DDI zu Uber-
mitteln, wurde seinerzeit deshalb gesetzlich verankert, damit dieses das Register gemass § 129
Abs. 4 EG ZGB fuhren kann.?) Da die Pflicht zur Fihrung dieses Registers klinftig wegfallen soll,
wird folgerichtig auch die Pflicht der KESB zur systematischen Zustellung ihrer Entscheide an das
DDI obsolet. Die Pflicht der Gerichte zur Mitteilung ihrer Entscheidungen an das DDI ist demge-
genlber zwingend beizubehalten, da ansonsten die Aufsicht nicht sachgerecht wahrgenommen
werden kann. Dieser Austausch zwischen den Gerichten und dem DDI ist zentral, da Verfahrens-
mangel und etwa eine unterschiedliche Praxis verschiedener KESB im gleichen Kanton regelmas-
sig bei der Rechtsmittelinstanz zutage treten.

') Art. 441a Entwurf ZGB, vgl. auch Botschaft Erwachsenenschutz, Ziff. 3.7.
2) Botschaft EG ZGB 2011, S. 46.
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§ 132 Abs. 2 (geandert)

In § 132 Abs. 2 soll neu prazisiert werden, dass es sich um eine Moglichkeit zur Stellungnahme -
und nicht um einen Antrag — der Tragerschaften der entsprechenden Sozialregionen handelt.
Da die Mitglieder der KESB kiinftig einmalig — und nicht mehr nur fir eine Amtsperiode — ange-
stellt werden sollen, wird die Mdglichkeit zur Stellungnahme einmalig, vor Amtsantritt, ge-
wahrt. Die Behérdenmitglieder werden vom Regierungsrat angestellt und unterstehen den ent-
sprechenden gesetzlichen Regeln der kantonalen Personalgesetzgebung fir Staatsangestellte.
Im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes soll die unbefristete Anstellung bzw. Wahl auch
fur bereits gewahlte Behérdenmitglieder umgesetzt werden, deren vierjahrige Amtsperiode
noch nicht zu Ende ist.

§ 133 Abs. 2 (geandert)

Es hat sich gezeigt, dass die gegenseitige Stellvertretung der Prasidentinnen und Prasidenten
sowie ihrer Stellvertretungen in den verschiedenen Amteien in Ausnahmeféallen notwendig ist.
Die gegenseitigen Stellvertretungsmaoglichkeiten sind fur die Gewahrleistung des ordnungsge-
massen Betriebs samtlicher KESB unabdingbar (z.B. wahrend der Corona-Pandemie). Die Prasi-
dentinnen und Prasidenten sowie deren Stellvertretungen sollen deshalb im Bedarfsfall aus-
nahmsweise ebenfalls in einer anderen Amtei eingesetzt werden kénnen (§ 133 Abs. 2).

§ 134 Abs. 1 Bst. a (geéndert)

Gemass geltendem Recht leitet das Prasidium die KESB administrativ und tbt gegeniber den
Ubrigen Behérdenmitgliedern die Vorgesetztenfunktion in personalrechtlichen Belangen aus.
Da das Sekretariat (Fachsekretariat sowie Administration) neu der KESB unterstellt ist (siehe die
Ausfihrungen zu § 128) soll das Prasidium ihnen gegenulber entsprechend auch die Vorge-
setztenfunktion in personalrechtlichen Belangen wahrnehmen.

Vorbemerkungen zu § 138 und § 139 EG ZGB

Die KESB fallt ihre Entscheide mit mindestens drei Mitgliedern. Die Kantone kénnen fir be-
stimmte Geschafte Ausnahmen vorsehen (Art. 440 Abs. 2 ZGB). Das Bundesrecht schreibt im Inte-
resse einer gewissen Interdisziplinaritat und im Hinblick auf die erhebliche Tragweite der ange-
ordneten Massnahmen vor, dass die KESB in der Regel als Kollegialbehdrde entscheidet. Die
Kompetenz einer (Kollegial-)Fachbehorde ist vor allem im Kernbereich des Kindes- und Erwach-
senenschutzes bzw. bei der Anordnung von regelmassig einschneidenden, oftmals den personli-
chen Bereich der betroffenen Personen tangierenden Massnahmen von grossem Wert. In sol-
chen Fallen ist die kollegiale Zustandigkeit fur eine fundierte Entscheidfindung unentbehrlich.
Daneben existieren aber viele Entscheidverfahren, in welchen relativ geringe Ermessensspiel-
raume bestehen. In diesen Verfahren kann — mitunter auch aus Effizienzgriinden — vom Erfor-
dernis eines Entscheids durch das Kollegium abgesehen werden. Die Kantone kénnen deshalb
fur bestimmte Geschafte die Zustandigkeit eines einzelnen Mitgliedes der KESB vorsehen.?)

Vor diesem Hintergrund sollen die Einzelkompetenzen des Prasidiums und der Gbrigen Mitglie-
der der KESB — in Anlehnung an die Regelungen anderer Kantone — massvoll erweitert werden.

§ 138 Abs. 1 Bst. ¢ (aufgehoben), c® (neu), Bst. d (gedndert), Bst. h®* (neu), Bst. h*" (neu), Bst. i
(geandert), Bst. j (neu) und Bst. k (neu)

- Dadie Genehmigung von Unterhaltsvertragen (Art. 134 Abs. 3 und Art. 287 Abs. 1 ZGB)
sowie die Neuregelung der elterlichen Sorge und der Obhut bei Einigkeit der Eltern
(Art. 134 Abs. 3 und 298d ZGB) neu in die Zustandigkeit eines Behérdenmitglieds fallen

) Botschaft zur Anderung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches vom 28. Juni 2006 (BBI 2006 7001 ff., 7073 f.).
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soll (siehe unten § 139 Bst. d®), kann die prasidiale Entscheidkompetenz aufgehoben
werden (§ 138 Abs. 1 Bst ).

- Sind die Eltern am Handeln verhindert') oder haben sie in einer Angelegenheit Interes-
sen, die denjenigen des Kindes widersprechen?), ernennt die Kindesschutzbehoérde eine
Beistandin oder einen Beistand oder regelt diese Angelegenheit selbst (Art. 306 Abs. 2
ZGB). In solchen Verfahren besteht in der Regel ein sehr geringer Ermessensspielraum
und damit kein Bedirfnis nach einer Beurteilung durch das Kollegium. Deshalb sollen
diese Entscheide dem Prasidium zugewiesen werden (§ 138 Abs. 1 c*).

- Art. 309 ZGB ist aufgrund einer Revision des ZGB betreffend die elterliche Sorge seit
1. Juli 2014 nicht mehr in Kraft. Vor diesem Hintergrund ist die entsprechende Einzel-
kompetenz aufzuheben.

- Soweit der Aufgabenbereich von Beistandinnen und Beistanden eine Abrechnungs-
pflicht beinhaltet (und diese davon nicht gemass Art. 420 ZGB dispensiert wurden), sind
die Rechnung und der Bericht zu prifen (Art. 415 Abs. 1 und 2, Art. 425 ZGB). Bei der
Prifung und Genehmigung der regelmassig eingehenden Rechnungen und Berichte der
Beistandspersonen handelt es sich um ein Massen- und Routinegeschaft. Dem Entscheid
der KESB liegt ein Revisionsbericht zu Grunde. Werden in den Berichten (neue) Antrage
gestellt, wird ein separates Verfahren er6ffnet. Deshalb soll die Prifung und Genehmi-
gung der Rechnung und des Berichts in die Einzelkompetenz des Prasidiums fallen
(§ 138 Abs. 1 Bst. h®*). Bei Bedarf kann der Entscheid im Dreiergremium gefallt werden
(siehe die Ausfihrungen zu § 139°). Aufgrund der Vielzahl entsprechender Verfahren
wird die Einfihrung dieser Einzelkompetenz massgeblich zu einer Effizienzsteigerung
beitragen.

- Die Festsetzung der Entschadigung von beauftragten Personen gemass Art. 366 Abs. 1
ZGB und der Beistandspersonen gemass Art. 404 Abs. 2 ZGB soll — analog zur Genehmi-
gung von Bericht und Rechnung - ebenfalls in die Einzelkompetenz des Prasidiums fal-
len (§ 138 Abs. 1 Bst. ht®).

- Bei § 138 Abs. 1 Bst. i EG ZGB ist eine redaktionelle Anpassung notwendig (Strichpunkt
anstelle Punkt am Ende des Textes).

- Soweit von ihrem Auftrag umfasst, verwaltet die Beistandsperson die Vermégenswerte
der verbeistandeten Person sorgfaltig und nimmt alle Rechtsgeschafte vor, die mit der
Verwaltung zusammenhangen. Der Bundesrat hat hierfir Bestimmungen Uber die An-
lage und die Aufbewahrung des Vermogens erlassen (Art. 408 Abs. 1 und 3 ZGB; VBVV).
Am 1. Januar 2024 ist die totalrevidierte VBVV in Kraft getreten. Im Rahmen der Revi-
sion wurden auch die Regelungen betreffend die Entscheidungs- bzw. Bewilligungs-
kompetenzen bzw. -vorbehalte der KESB im Zusammenhang mit der Vermdgensanlage
bzw. -aufbewahrung Uberarbeitet (vgl. Art. 4 und 9 VBVV). Ein Entscheid bzw. eine Be-
willigung der KESB nach VBVV ersetzt deren Zustimmung zu Geschéaften nach den
Art. 416 f. ZGB nicht. Die betreffende Zustimmung hat vielmehr nach wie vor in einem
Dreiergremium zu erfolgen. Da es sich bei VerfiUgungen gemass VBVV in der Regel um
Routineentscheide handelt, sollen die Entscheide bzw. Bewilligungen in die Einzelkom-
petenz des Prasidiums fallen (§ 138 Abs. 1 Bst. j). Selbstverstandlich kann und soll ein
entsprechender Entscheid im Rahmen der VBVV durch die KESB im Dreiergremium ent-
schieden werden, wenn dies angezeigt ist (§ 139°%).

- Die Ubertragung und Ubernahme von bestehenden Massnahmen im Fall eines Wohn-
sitzwechsels gemass Art. 442 Abs. 5 ZGB soll kiinftig in die Einzelkompetenz des Prasidi-

Die Eltern sind am Handeln verhindert, wenn sie zwar tber die elterliche Sorge verfugen, aber voribergehend ihre Vertre-
tungsmacht nicht ausiben kénnen. Als Verhinderungsgrund stehen Krankheit und Abwesenheit im Vordergrund.

Die elterliche Vertretungsmacht ist ausgeschlossen, wenn die Eltern in einer Angelegenheit Interessen haben, die denjeni-
gen des Kindes widersprechen (z.B. bei Selbstkontrahieren, Doppelvertretung, nahe persénliche Beziehung zwischen dem

Vertragspartner und den Eltern, welche das Handeln der Eltern beeinflussen kénnte).



26

ums fallen (§ 138 Abs. 1 Bst. k). Fur diese Entscheide sind in der Regel keine interdiszipli-
ndren Gremien notwendig. Sollte dies ausnahmsweise als notwendig erachtet werden,
kann die KESB als Kollegialbehérde in Dreierbesetzung entscheiden (siehe die Ausfih-
rungen zu § 139°%),

§ 139 Bst. d®* (neu), d*" (neu), Bst. g (geandert), Bst. | (gedndert), Bst. m (neu), Bst. n (neu), Bst. o
(neu) und Bst. p (neu)

Es wird vorgeschlagen, dass Entscheidverfahren, welche nicht streitiger Natur sind (z.B. bei Ei-
nigkeit der Eltern), neu in die Einzelzustéandigkeit der Behérdenmitglieder fallen sollen. Auch
Entscheide, die Uberwiegend formeller Natur sind und nicht zwingend der Beurteilung durch
ein interdisziplindres Gremium bedurfen, sollen kiinftig der Einzelzustandigkeit zugewiesen
werden. Entsprechend sollen folgende Entscheidverfahren neu in die Einzelzustandigkeit fallen:

- Genehmigung von Unterhaltsvertragen gemass Art. 134 Abs. 3 und Art. 287 Abs. 1 ZGB
sowie Neuregelung der elterlichen Sorge und der Obhut bei Einigkeit der Eltern gemass
Art. 134 Abs. 3 und Art. 298d ZGB,

- Anrechnung der Erziehungsgutschriften bei gemeinsamer elterlicher Sorge geschiedener
oder nicht miteinander verheirateter Eltern aufgrund einer Erklarung der Eltern an das
Zivilstandsamt oder an die KESB, wenn die Eltern keine Vereinbarung einreichen
(Art. 52f° Abs. 3 Verordnung Uber die Alters- und Hinterlassenenversicherung vom
31. Oktober 1947 [AHVV; SR 831.101]),

- Anordnung der Inventaraufnahme oder periodischen Rechnungsstellung und Berichter-
stattung Uber das Kindesvermdgen gemass Art. 318 Abs. 3 ZGB sowie Entgegennahme
des Kindesvermdgensinventars gemass Art. 318 Abs. 2 ZGB,

- Prtfung der Kindigung des Vorsorgeauftrags gemass Art. 367 ZGB,

- Aufnahme eines Inventars und Anordnung zur Aufnahme eines 6ffentlichen Inventars
gemass Art. 405 Abs. 2 und 3 ZGB,

- Entscheid Uber einen Beistandswechsel aufgrund der Beendigung des Arbeitsverhaltnis-
ses als Berufsbeistandin oder Berufsbeistand oder auf Begehren der Beistandin oder des
Beistands gemass Art. 421 Ziff. 3 ZGB und Art. 422 ZGB,

- Entbindung des Berufsbeistands von der Pflicht zur Einreichung des Schlussberichts und
der Schlussrechnung bei Beendigung des Arbeitsverhaltnisses gemass Art. 425 Abs. 1
Satz 2 ZGB.

Ferner ist § 139 Abs. 1 Bst. | EG ZGB in redaktioneller Hinsicht anzupassen (Strichpunkt anstelle
Punkt am Ende des Textes).

§ 139 Entscheid durch Kollegialbehérde (neu)

Es wird vorgeschlagen, eine gesetzliche Regelung zu schaffen, wonach die KESB trotz (gesetzlich
vorgesehener) Einzelzustandigkeit als Kollegium entscheiden kann, falls dies angezeigt ist. § 136
Abs. 3 EG ZGB deckt derzeit lediglich jene Konstellationen ab, bei welchen das Verfahren bereits
vor der Kollegialbehérde hangig ist. Mit § 139 sind kiinftig samtliche Falle abgedeckt. Entspre-
chende Vorschriften existieren auch in anderen Kantonen.?)

§ 149 Abs. 1 (aufgehoben) und Abs. 3°* (neu)

Die Anderung des Gebuhrentarifs (GT); Umsetzung Massnahmenplan 2024 im Geschaftskreis des
DDI und des Departements fur Bildung und Kultur ist am 1. Januar 2026 in Kraft getreten

(vgl. KRB Nr. RG 0149a/2025 vom 3. September 2025). Es wurden unter anderem im Bereich des
Kindes- und Erwachsenenschutzes neue Geblhren eingefiihrt sowie bestehende Geblhren

') Namentlich verfigen die Kantone Aargau, Bern und Zug tber entsprechende Regelungen.
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punktuell erhoht (vgl. § 45°s ff. GT). Vor diesem Hintergrund ist der Grundsatz, wonach das Ver-
fahren vor der KESB grundsatzlich kostenfrei ist, Gberholt. Absatz 1 ist entsprechend aufzuhe-
ben. Im Ubrigen gilt § 37 Abs. 1 des Gesetzes tber den Rechtsschutz in Verwaltungssachen vom
15. November 1970 (Verwaltungsrechtspflegegesetz, VRG; BGS 124.11), wonach Verwaltungsver-
fahren vor erster Instanz grundséatzlich unentgeltlich sind.

Neu soll die grundsatzlich bereits gemass § 13 GT geltende Solidarhaftung fir an einem Ge-
schaft beteiligte Parteien (vgl. Art. 143 ff. Obligationenrecht vom 30. Marz 1911 [OR; SR 220])
ausdricklich far Eltern fur die anfallenden Geblhren und Auslagen in kindesschutzrechtlichen
Verfahren betreffend Minderjahrige vorgesehen werden, sofern die Eltern im Zeitpunkt des Ent-
scheids der KESB einen gemeinsamen Haushalt fihren. Fihren die Eltern keinen gemeinsamen
Haushalt, werden die Kosten grundsatzlich je halftig beiden Elternteilen auferlegt. Die Be-
schrankung der Solidarhaftung auf Eltern mit einem gemeinsamen Haushalt ist sachgerecht. Le-
ben die Eltern beispielsweise getrennt, ware es stossend, wenn das Risiko der Einbringbarkeit
der angefallenen Geblhren und Auslagen auf den einen Elternteil abgewalzt wiirde, weil der
andere Elternteil seine Schuld nicht begleicht. Mit dem Kriterium des gemeinsamen Haushaltes
im Zeitpunkt des Entscheids der KESB wird auch dem Umstand angemessen Rechnung getragen,
dass unter Umstanden (noch) verheiratete Eltern getrennt leben. In besonderen Fallen kann
eine andere als die halftige Kostenaufteilung verfligt werden. Zu denken ist etwa an Konstella-
tionen, in welchen ein Elternteil die GeblUhren und Auslagen hauptsachlich durch das eigene
Verhalten verursacht hat. Die neue Regelung erlaubt damit eine differenzierte und sachge-
rechte Kostenauferlegung. § 149 Abs. 3° wird § 13 Abs. 1 GT, wonach alle an einem Geschéaft
beteiligte Parteien solidarisch fir Geblhren und Auslagenersatz haften, als lex specialis vorge-
hen. Bei Bedurftigkeit werden keine GebUhren erhoben (§ 149 Abs. 2 EG ZGB).

§ 150°s Verfahren (neu)

Wie dies bis anhin der Fall war, soll das Schadenersatzbegehren schriftlich und begriindet beim
DDI bzw. dessen departementalen Rechtsdienst eingereicht werden (§ 150°* Abs. 1). Entspre-
chend der heutigen Handhabung soll, sofern dies mdglich ist, ein Vergleich abgeschlossen wer-
den. In Fallen, in welchen Vergleichsverhandlungen nicht opportun erscheinen (z.B. wenn das
DDI aufgrund der klaren Aktenlage von Beginn weg der Ansicht ist, dass keine Haftung des Kan-
tons gegeben ist), werden grundsatzlich keine Vergleichsverhandlungen gefiahrt und es kann
direkt eine (ablehnende) Verfligung erlassen werden.

Schadenersatzbegehren, welche sich auf ein (widerrechtliches) Handeln oder Unterlassen der
Aufsichtsbehoérde beziehen, sollen nicht vom DDI bearbeitet werden. Dadurch wird eine unab-
hangige Beurteilung der Begehren sichergestellt. Beschwerden, die sich gegen Verfligungen ei-
nes Departementes richten, werden von einem anderen, in der Regel vom stellvertretenden De-
partement instruiert (§ 17 Abs. 4 Gesetz Uber die Organisation des Regierungsrates und der Ver-
waltung vom 7. Februar 1999 [Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetz, RVOG;

BGS 122.111]). In Anlehnung an diese Ubliche Stellvertretungsregelung soll jeweils das stellver-
tretende Departement des DDI (aktuell das Volkswirtschaftsdepartement’) gemass § 12 Abs. 1
RVOG fur die Bearbeitung der Schadenersatzbegehren betreffend das DDI als Aufsichtsbehérde
zustandig sein.

Das DDI soll tber Schadenersatzbegehren gemass Art. 454 ZGB im Verwaltungsverfahren mit
Verfliigung entscheiden. In diesem Verfahren stehen alle Beweismittel zur Verfliigung. Dabei
handelt es sich um die in § 15 VRG genannten Beweismittel?) und die Zeugeneinvernahme (§ 16
VRG). Das DDI erhebt fiir seine Entscheide keine Geblhren. Die Verfliigung kann innert 10 Tagen
mit Beschwerde beim Verwaltungsgericht angefochten werden. Es soll die im Bereich des Ver-
waltungsverfahrens geltende, allgemeine Beschwerdefrist von 10 Tagen gemass § 32 Abs. 1 VRG
Anwendung finden (§ 150° Abs. 3).

'Y RRB Nr. 2021/644 vom 4. Mai 2021.
?) Befragung von Beteiligten und Auskunftspersonen, Urkunden, Augenschein, Gutachten, schriftliche Auskunft.
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Das Verfahren soll sich gemass § 150° Abs. 4 grundsatzlich nach dem VRG richten. Danach rich-
tet sich auch der Zugang zu amtlichen Dokumenten im hangigen und abgeschlossenen Haf-
tungsverfahren. Vorbehalten bleiben die spezialgesetzlichen Vorschriften des ZGB (z.B. Verjah-
rung gemass Art. 455 ZGB).

Wie bereits erwahnt, kann die jeweilige KESB anstreben, eine gutliche Einigung herbeizufthren,
um ein formelles Schadenersatzverfahren beim DDI abzuwenden bzw. zu verhindern, indem die
schadensverursachende Person der geschadigten Person den gesamten Schaden direkt ersetzt.
Dies ist nur méglich, wenn die schadensverursachende Person bzw. das schadensverursachende
Gemeinwesen den gesamten Schaden ersetzt, der Kanton bzw. dessen Haftpflichtversicherung
keinen Ersatz leisten muss und der Schaden nicht von der KESB bzw. einer Mitarbeiterin bzw.
einem Mitarbeiter verursacht wurde.

§ 151 Abs. 1 (geandert) und 2°¢ (neu)

Ein allfalliger Ruckgriff wird nur geprift, sofern der Kanton im Rahmen des Verfahrens nach
Art. 454 ZGB eine Ersatzzahlung geleistet hat. Der Rickgriff gegenliber schadensverursachen-
den Personen, die bei einem Gemeinwesen angestellt sind, hat sich bewahrt und soll beibehal-
ten werden. Haftet der Kanton Solothurn fir eine Schadensverursachung durch Angestellte ei-
nes anderen Gemeinwesens, ersetzt ihm dieses die geleisteten Schadenersatz- und Genugtu-
ungszahlungen sowie die ihm auferlegten Gerichtskosten und Parteientschadigungen (§ 150
Abs. 2 EG ZGB). Es ist dabei unerheblich, ob die schadensverursachende Person den Schaden vor-
satzlich, grobfahrlassig oder fahrlassig verursacht hat. Ruckgriffsanspriiche werden vom Regie-
rungsrat erhoben (§ 151 Abs. 1i.V.m. § 18 Abs. 1 Verantwortlichkeitsgesetz).

Der Ruckgriff auf alle privaten Mandatstragerinnen und -trager soll hingegen neu im Verfa-
gungsverfahren erfolgen. Die Verfligung kann beim Verwaltungsgericht angefochten werden.
Mit dem Verfligungsverfahren kann die Forderung des Kantons adaquat durchgesetzt werden,
sofern die Voraussetzungen flr den Ruckgriff erfillt sind. Die rechtskraftige Verfligung stellt
einen Rechtséffnungstitel dar, mittels welchem die Forderung durchgesetzt werden kann. Vor
Erlass einer allfalligen Verfiigung kann das DDI versuchen, tber den Rickgriff einen Vergleich
abzuschliessen. Das Verfligungsverfahren ist grundsatzlich birgerfreundlicher und ziigiger. Des-
halb ist es sinnvoll, in Bezug auf private Beistandspersonen das Verfigungsverfahren vorzuse-
hen. Der Ruckgriff gegenlber privaten Mandatstragerinnen und -tragern soll — wie bisher — nur
maoglich sein, wenn diese grobfahrlassig oder vorsatzlich gehandelt haben (§ 151 Abs. 1 EG ZGB
i.V.m. § 14 Abs. 1 Verantwortlichkeitsgesetz). Gegeniliber Mandatstréagerinnen und -tragern,
welche die Fihrung von Mandaten im Kindes- und Erwachsenenschutz als professionelle sowie
entgeltliche Dienstleistungen anbieten, ist der Rickgriff bei fahrlassigem Handeln méglich

(8§ 151 Abs. 2 EG ZGB)").

Mit Blick auf die spezielle Regelung in Absatz 2°*, ist zu prazisieren, dass sich der Ruckgriff des
Gemeinwesens auf die Person, die den Schaden verursacht hat, nach den Bestimmungen des
Verantwortlichkeitsgesetzes richtet, soweit die nachfolgenden Bestimmungen keine abwei-
chende Regelung enthalten.

§ 179 Abs. 2 (geandert)

Seit der Einfilhrung des BGBB wird der Begriff des bauerlichen bzw. landwirtschaftlichen Heim-
wesens nicht mehr verwendet. Das BGBB verwendet den Begriff des landwirtschaftlichen Ge-
werbes. Als landwirtschaftliches Gewerbe gilt eine Gesamtheit von landwirtschaftlichen Grund-
stlicken, Bauten und Anlagen, zu deren Bewirtschaftung mindestens 0.75 Standardarbeitskrafte
(= 1'950 Jahresarbeitsstunden) erforderlich sind (Art. 5 und 7 BGBB i.V.m. § 19 Landwirtschafts-
gesetz vom 4. Dezember 1994 [BGS 921.11]). Deshalb soll die Terminologie an die geltenden

) vgl. Ausfiihrungen dazu in der Botschaft EG ZGB 2011, S. 57.
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bundesrechtliche Begriffsverwendung angepasst werden. Der Begriff «landwirtschaftliches
Heimwesen» wird durch den Passus «landwirtschaftliche Gewerbe» ersetzt.

§ 186 Abs. 1 (geandert)

In der Praxis hat sich gezeigt, dass eine Inventarsverhandlung bei Erbgangen nicht immer erfor-
derlich ist. Zudem wird eine solche von den Erbinnen und Erben nicht in jedem Fall gewiinscht.
Es ist daher sinnvoll und zweckmassig, die aktuelle Regelung anzupassen und eine «Kann-Vor-
schrift» einzufihren. Die «Kann-Formulierung» ermdglicht den Amtschreibereien, auf die
Durchfihrung einer Inventarsverhandlung zu verzichten. Auf ausdricklichen Wunsch auch nur
einer Erbin oder eines Erben muss eine solche jedoch weiterhin durchgefihrt werden.

§ 189 Abs. 1 (geandert) und Abs. 2 (gedndert)

§ 189 Abs. 1 EG ZGB knipft fur die Kenntnisnahme der Erbinnen und Erben vom Inhalt des In-
ventars an die Inventarsverhandlung an und ist deshalb dahingehend anzupassen, dass die Amt-
schreiberin oder der Amtschreiber den Erbinnen und Erben schriftlich vom Inhalt des Inventars
Kenntnis gibt, sofern keine Inventarsverhandlung durchgefihrt wird. Der Wortlaut ist zudem
anzupassen («versucht» statt «sucht»).

§ 189 Abs. 2 EG ZGB sieht vor, dass die Erbinnen und Erben das Inventar unterzeichnen mussen.
Die Unterzeichnung des Inventars erfolgte bisher anlasslich der Inventarsverhandlung.

§ 189 Abs. 2 EG ZGB ist dahingehend anzupassen, dass die Erbinnen und Erben ihre schriftliche
Zustimmung zum Inventar erkldaren mussen, sofern keine Inventarsverhandlung durchgefihrt
wird. Durch diese Anderung kann vermieden werden, dass die Erbinnen und Erben lediglich zur
Unterzeichnung des Inventars auf der Amtschreiberei erscheinen mussen.

§ 190 Abs. 1 (geandert)

§ 190 Abs. 1 EG ZGB sieht gegenwartig vor, dass die Erbinnen und Erben an der Inventarsver-
handlung persoénlich erscheinen oder sich vertreten lassen. An der Verhandlung wird den Erbin-
nen und Erben der Abschluss des Inventars er6ffnet. Den nicht anwesenden und nicht vertrete-
nen Erbinnen und Erben hat die Amtschreiberin oder der Amtschreiber den Abschluss des Inven-
tars schriftlich zur Kenntnis zu bringen. Auch diese Bestimmung knUpft in Bezug auf die Eroff-
nung des Abschlussinventars an die Inventarsverhandlung an. Da diese kiinftig nicht mehr zwin-
gend durchzuflihren ist, ist § 190 Abs. 1 EG ZGB dahingehend zu erganzen, dass die Amtschrei-
berin oder der Amtschreiber den Erbinnen und Erben den Abschluss des Inventars schriftlich zur
Kenntnis bringen muss, wenn keine Inventarsverhandlung durchgefthrt wird.

§ 368undecies Jbergangsbestimmung zur Verantwortlichkeit im Bereich des Kindes- und Erwachse-
nenschutzes (neu)

Die neuen bzw. angepassten Bestimmungen betreffend Schadenersatzverfahren (§§ 150°* f.)
sollen ab Inkrafttreten des neuen Rechts auf die beim DDI hangigen Verfahren anwendbar sein.
Die beim Verwaltungsgericht hangigen Verfahren muissen nach altem Recht weitergefiihrt wer-
den, da ein Vorverfahren beim DDI (ohne Verfiigung) durchgefihrt wurde und eine Klage beim
Verwaltungsgericht hangig ist.

41.2 Gesetz Uber die Organisation des Regierungsrates und der Verwaltung
§ 25 Abs. 1 Bst. ¢ (geandert)

§ 25 Abs. 1 Bst. ¢ RVOG ist anzupassen, da die KESB ihr Sekretariat bereits seit 2022 selbst fihren
und damit im Bereich des Kindes- und Erwachsenenschutzes keine Aufgaben mehr bei den
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Oberamtern verbleiben. Ferner soll der erste Teilsatz der betreffenden Bestimmung («Leistun-
gen im Sozialbereich») im Sinne einer Prazisierung in «Leistungen im Bereich der Alimenten-
hilfe» gedndert werden.

41.3 Sozialgesetz
§ 137 Abs. 2 (aufgehoben)

Die Voraussetzungen der FU sind im Bundesrecht geregelt. Eine Person, die an einer psychischen
Stérung oder an einer geistigen Behinderung leidet oder schwer verwahrlost ist, darf in einer
geeigneten Einrichtung unterbracht werden, wenn die nétige Behandlung oder Betreuung
nicht anders erfolgen kann (Art. 426 Abs. 1 ZGB). Zu den psychischen Stérungen gemass Art. 426
Abs. 1 ZGB gehéren auch Suchtkrankheiten. § 137 Abs. 2 SG wiederholt die bundesrechtliche Be-
stimmung lediglich, weshalb sie aufgehoben werden kann.

4.2 Beschlussesentwurf 2: Gebuhrentarif
§ 45" Bst. i (neu)

Am 1. Januar 2024 ist die totalrevidierte VBVV in Kraft getreten. Im Rahmen der Revision wur-
den auch die Bestimmungen, die regeln, in welchen Fallen eine Entscheidung bzw. Bewilligung
der KESB im Zusammenhang mit der Vermégensanlage bzw. -aufbewahrung notwendig ist,
Uberarbeitet (vgl. Art. 4 und 9 VBVV). Fir diesen zusatzlichen Mehraufwand der KESB soll eine
GebUhr erhoben werden kénnen.

§ 459uinauies Al 1 Bst. ab’s (neu)

Vorsorgeauftrage sollen gegen eine Geblhr von 50 Franken bei der KESB am Wohnsitz der be-
treffenden Person hinterlegt werden kénnen. Fir die Hinterlegung von letztwilligen Verfliigun-
gen bei der Amtschreiberei betragt die Gebihr ebenfalls 50 Franken (§ 27 Bst. f GT). Bei einer
Anderung oder Aktualisierung des Vorsorgeauftrags wird dieser zunéchst aus der Hinterlegung
zurickgenommen, neu verfasst und anschliessend erneut hinterlegt. Aufgrund dieses Vorgangs
fallt jeweils eine neue GebUhr an.

Uberschrift 2.2.11. Migration und Ausweise (geandert)

Mit dem Bundesgesetz tGber den elektronischen Identitdatsnachweis und andere elektronische
Nachweise vom 20. Dezember 2024 (E-ID-Gesetz, BGEID; BBI 2025 20) wird der elektronische
Identitatsnachweis fur natirliche Personen (E-ID) eingefiihrt. Die Person, fur welche die E-ID be-
antragt wird, muss ihre Identitat prifen lassen. Dies geschieht online durch das Bundesamt flr
Polizei (fedpol) oder personlich vor Ort im Ausweiszentrum (Art. 17 Abs. 1 BGEID). Fur die Iden-
titatsprifung vor Ort ist eine Gebiihr vorgesehen. Die Uberschrift ist entsprechend anzupassen
bzw. um den Begriff «Ausweise» zu erweitern.

§ 52 Abs. 1 Bst. a (geandert)

Mit der beabsichtigten Erhdhung des Geblhrenrahmens auf maximal 5'000 Franken soll dem
angestiegenen Verwaltungsaufwand Rechnung getragen und eine kostendeckende Gebuhren-
erhebung erméglicht werden. Der Verwaltungsaufwand ist unter anderem der gemass dem
Bundesgesetz Gber die Auslanderinnen und Auslander und Uber die Integration vom 16. Dezem-
ber 2005 (Auslander- und Integrationsgesetz, AlG; SR 142.20) seit 1. Januar 2019 vorzunehmen-
den umfassenden Integrationsprifungen, der zunehmenden Bedeutung internationaler Abkom-
men in der Rechtsprechung sowie erhéhten Anforderungen an die Begriindungsdichte migrati-
onsrechtlicher Verfiigungen geschuldet. Insbesondere Abklarungen im Rahmen grenziber-
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schreitender Fallkonstellationen (z.B. hinsichtlich Wiedereingliederungsmdéglichkeiten im Hei-
matland bzw. in einem Drittstaat) sowie Erhebungen im héchstpersonlichen Bereich gestalten
sich in der Praxis zunehmend aufwéandiger und komplexer und tragen dadurch massgeblich zu
einem erhéhten Verwaltungsaufwand bei.

§ 52% (neu)

Gemass Bundesrecht kdnnen die Kantone fur die im Rahmen der Ausstellung einer E-ID durch-
zufthrenden Identitatsprifung vor Ort Geblhren von maximal 29 Franken erheben (Art. 31
Abs. 4 BGEID i.V.m. Art. 38 Abs. 1 Bst. a Vorentwurf Verordnung zum Bundesgesetz Uiber den
elektronischen ldentitatsnachweis und andere elektronische Nachweise [E-ID-Verordnung, VEID;
BBl 2025 1869]). Fur den Fall, dass gleichzeitig auch eine Identitatskarte, ein Pass oder beides
ausgestellt wird, betragen die Geblhren maximal 15 Franken (Art. 38 Abs. 1 Bst. b Vorentwurf
VEID). Diese vom Bund vorgegebenen Maximalgebiihren sollen ausgeschopft werden.

5. Rechtliches

5.1 Rechtmassigkeit

Der Kanton regelt das kantonale Ausfihrungsrecht zum Kindes- und Erwachsenenschutzrecht
sowie zum Erbrecht des Bundes (Art. 52 SchIT ZGB). Er ist somit zum Erlass der vorliegenden An-
derung des EG ZGB ermachtigt.

5.2 Zustandigkeit

Die Zustandigkeit des Kantonsrates zur Anderung des EG ZGB ergibt sich aus Art. 71 Abs. 1 KV.
Beschliesst der Kantonsrat die Gesetzesanderung mit weniger als zwei Dritteln der anwesenden
Mitglieder, unterliegt sie dem obligatorischen Referendum (Art. 35 Abs. 1 Bst. d KV), anderen-
falls dem fakultativen Referendum (Art. 36 Abs. 1 Bst. b KV).

6. Antrag

Wir bitten Sie, auf die Vorlage einzutreten und den Beschlussesentwirfen zuzustimmen.

Im Namen des Regierungsrates

Susanne Schaffner Yves Derendinger
Frau Landammann Staatsschreiber
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Verteiler KRB

Elektronische Publikation im Ratsinformationssystem

Elektronische Publikation im e-Amtsblatt

Departement des Innern via Geschaftsverwaltungssystem

Finanzdepartement via Geschaftsverwaltungssystem

Amt fur Gesellschaft und Soziales; zustellung durch DS DDI via Geschaftsverwaltungssystem
Staatskanzlei via Geschaftsverwaltungssystem

Amtschreibereien (6)

Amtschreiberei-Inspektorat

Parlamentsdienste (xxxx/2026)

GS, BGS



[Fundst. od. Gesch.-Nr.]

Beschlussesentwurf 1: Anderung des
Gesetzes Uber die Einfiihrung des
Schweizerischen Zivilgesetzbuches;
Optimierungen im Bereich des Kindes-
und Erwachsenenschutzrechts

Anderung vom [Datum]

Der Kantonsrat von Solothurn

gestutzt auf Artikel 52 des Schlusstitels des Schweizerischen Zivilgesetzbu-
ches (ZGB) vom 10. Dezember 1907" und Artikel 94 der Verfassung des Kan-
tons Solothurn (KV) vom 8. Juni 19862

nach Kenntnisnahme von Botschaft und Entwurf des Regierungsrates vom
4. Mai 2026 (RRB Nr. 2026/867)

beschliesst:

Der Erlass Gesetz tUber die Einfuhrung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches
vom 4. April 1954% (Stand 1. Januar 2025) wird wie folgt gedndert:

§ 113 Abs. 3 (neu)

Vorsorgeauftrag

I. Beurkundung, Herausgabepflicht und Hinterlegungsstelle

Art. 361 und 363 ZGB (Sachuberschrift gedndert)

3 Der eigenhéndig errichtete Vorsorgeauftrag oder eine beglaubigte Ab-
schrift des 6ffentlich beurkundeten Vorsorgeauftrags kann bei der Erwach-
senenschutzbehérde am Wohnsitz der betroffenen Person hinterlegt wer-
den.

§ 123 Abs. 1 (geandert)

"In der Schweiz zur Berufsaustbung in eigener fachlicher Verantwortung
zugelassene Arzte durfen eine fursorgerische Unterbringung fur die Dauer
von langstens sechs Wochen anordnen.

§ 124 Abs. 1 (aufgehoben), Abs. 2 (geandert)

' Aufgehoben.
SR 210.

2 BGS 111.1

3 BGS 211.1


https://db.clex.ch/link/Bund/210/de
https://bgs.so.ch/data/111.1/de
https://bgs.so.ch/data/211.1/de

[Fundst. od. Gesch.-Nr.]

2Wenn eine Verlangerung der &rztlich angeordneten firsorgerischen Un-
terbringung gemass § 123 Absatz 1 absehbar wird, ist die Institution ver-
pflichtet, dies der Kindes- und Erwachsenenschutzbehérde unverziglich
und vor Ablauf der betreffenden fursorgerischen Unterbringung anzuzei-
gen. Die Institution nennt dabei insbesondere die Diagnose und den Be-
handlungsplan.

§ 126 Abs. 1 (geandert), Abs. 2 (geandert), Abs. 3 (neu)

D. Die Betreuungsmassnahmen,

Art. 437 ZGB

1. Nachbetreuung (Sachuberschrift gedndert)

' Die Kindes- und Erwachsenenschutzbehérde ordnet bei der Entlassung aus
der Institution eine geeignete Nachbetreuung an, sofern dies notwendig ist.
2 |st die Kindes- und Erwachsenenschutzbehérde fur die Entlassung zustan-
dig, holt sie die Meinung der behandelnden oder verantwortlichen Fachper-
son ein.

a) Aufgehoben.

b) Aufgehoben.

@) Aufgehoben.

d) Aufgehoben.

3 |st die Institution fur die Entlassung zustandig, trifft die Kindes- und Er-
wachsenenschutzbehoérde die Anordnungen zur Nachbetreuung auf deren
Antrag.

§ 126 (neu)

s, Ambulante Massnahmen

' Gegenuber Personen, die an einer psychischen Stérung leiden oder schwer

verwahrlost sind, kann die Kindes- und Erwachsenenschutzbehérde ambu-

lante Massnahmen anordnen, um namentlich eine fursorgerische Unterbrin-

gung zu vermeiden oder zu beenden.

2 Ambulante Massnahmen kénnen auch im Rahmen der Nachbetreuung im

Anschluss an eine fursorgerische Unterbringung vereinbart oder angeord-

net werden.

3 Betreuungsbedurftigen Personen kénnen fur ihr Verhalten Weisungen bis

zu einer Dauer von zwei Jahren erteilt werden, namentlich sich

a) einer ambulanten arztlichen Behandlung, insbesondere einer kon-
trollierten Medikamentenabgabe, Kontrolle oder Untersuchung, zu
unterziehen;

b) einer Therapie oder Entzugsbehandlung zu unterziehen;
@) von einer Fachstelle oder Fachperson betreuen zu lassen;
d) an eine vorgegebene Tagesstruktur zu halten.

4 Die ambulanten Massnahmen kénnen gegen den Willen der betroffenen
Person angeordnet werden, wenn die nétige Behandlung oder Betreuung
nicht anders erfolgen kann.

5 Fur die Uberprifung der angeordneten Massnahme erstatten die mit dem
Vollzug betrauten Personen und Stellen der Kindes- und Erwachsenen-
schutzbehdrde Meldung tber die Einhaltung der Massnahme.

§ 128 Abs. 5 (aufgehoben), Abs. 6 (aufgehoben)
> Aufgehoben.
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& Aufgehoben.

§ 129 Abs. 2, Abs. 4 (geandert), Abs. 5 (geandert)
2 Die Aufsichtsbehérde
d) (gedndert) kann Weisungen erlassen;

f) (gedndert) Ubt gegentber den Prasidenten der Kindes- und Erwach-
senenschutzbehorden die Vorgesetztenfunktion in personalrechtli-
chen Belangen aus;

9) (neu) erstellt Statistiken im Bereich des Kindes- und Erwachsenen-
schutzes.

4 Die Aufsichtsbehorde kann jederzeit in alle Entscheidungen der Kindes-
und Erwachsenenschutzbehérde Einsicht nehmen.

> Die Gerichte teilen alle Entscheidungen im Kindes- und Erwachsenenschutz
der Aufsichtsbehorde mit.

§ 132 Abs. 2 (geandert)

2 Der Regierungsrat stellt nach Anhérung der Tragerschaften der entspre-
chenden Sozialregionen die Mitglieder der Kindes- und Erwachsenenschutz-
behorde an. Er stellt fur jede Behérde an

Aufzdhlung unverdndert.

§ 133 Abs. 2 (geandert)

2 Die Mitglieder der Kindes- und Erwachsenenschutzbehdrde kénnen in je-
der Amtei eingesetzt werden.

§ 134 Abs. 1
" Der Prasident

a) (gedndert) leitet die Kindes- und Erwachsenenschutzbehoérde admi-
nistrativ und bt gegentber den Ubrigen Behérdenmitgliedern sowie
dem Sekretariat die Vorgesetztenfunktion in personalrechtlichen Be-
langen aus;

§ 138 Abs. 1

"In die Einzelzustéandigkeit des Prasidiums fallen

@) Aufgehoben.

%) (neu) Anordnung einer Beistandschaft fir das Kind nach Arti-
kel 306 Absatz 2 ZGB";

d) (gedndert) Errichtung einer Beistandschaft zur Regelung der Vater-
schaft nach Artikel 308 ZGB?;

h®)  (neu) Prifung und Genehmigung von Bericht und Rechnung nach Ar-
tikel 415 und 425 ZGB?;

h*")  (neu) Festsetzung der Entschadigung von beauftragten Personen
nach Artikel 366 Absatz 1 ZGB® und der Beistandspersonen nach Ar-
tikel 404 Absatz 2 ZGB;

" SR 210.
2 SR 210.
3 SR 210.
4 SR 210.
% SR 210
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i)

)

(gedndert) Anordnung von fursorgerischen Unterbringungen bis zu
einer Gesamtdauer von héchstens sechs Wochen, soweit eine Diag-
nose, ein Behandlungsplan und eine empfohlene Frist seitens eines
qualifizierten Arztes vorgelegt wurden;

(neu) Bewilligung und Entscheid tGber die Anlage und Aufbewahrung
des Vermégens nach Artikel 408 Absatz 3 ZGB" und der Verordnung
Uber die Vermogensverwaltung im Rahmen einer Beistandschaft oder
Vormundschaft (VBVV) vom 23. August 20232,

k) (neu) Ubertragung und Ubernahme von bestehenden Massnahmen
im Fall eines Wohnsitzwechsels nach Artikel 442 Absatz 5 ZGB?.
§ 139 Abs. 1

"In die Einzelzustandigkeit jedes Mitgliedes der Kindes- und Erwachsenen-
schutzbehorde fallen

dbis)

dter)

9)

m)
n)

0)

p)

(neu) Genehmigung von Unterhaltsvertragen gemass Artikel 134 Ab-
satz 3 und 287 Absatz 1 ZGB* sowie Neuregelung der elterlichen
Sorge und der Obhut bei Einigkeit der Eltern gemass Artikel 134 Ab-
satz 3 und 298d ZGB");

(neu) Anrechnung der Erziehungsgutschriften gemass Artikel 52f°
der Verordnung Uber die Alters- und Hinterlassenenversicherung
(AHVV) vom 31. Oktober 19479;

(gedndert) Anordnung der Inventaraufnahme oder periodischen
Rechnungsstellung und Berichterstattung Uber das Kindesvermdgen
gemass Artikel 318 Absatz 3 ZGB” sowie Entgegennahme des Kindes-
vermdgensinventars gemaéss Artikel 318 Absatz 2 ZGB®;

(gedndert) Berichtsprifung und Vollstreckungsverfigungen, soweit
die angeordnete Massnahme in der Einzelzustandigkeit liegt;

(neu) Prufung der Kindigung des Vorsorgeauftrags gemass Arti-
kel 367 ZGB?;

(neu) Aufnahme eines Inventars und Anordnung zur Aufnahme eines
offentlichen Inventars gemaéss Artikel 405 Absatz 2 und 3 ZGB'?;
(neu) Entscheid Uber einen Beistandswechsel aufgrund der Beendi-
gung des Arbeitsverhéltnisses oder auf Begehren des Beistands ge-
mass Artikel 421 ziffer 3 und 422 ZGB'";

(neu) Entbindung des Berufsbeistands von der Pflicht zur Einreichung
des Schlussberichts und der Schlussrechnung bei Beendigung des Ar-
beitsverhéaltnisses gemass Artikel 425 Absatz 1 Satz 2 ZGB'?.

§ 139 (neu)
¢) Entscheid durch Kollegialbehérde

1)

3)
4)
5)
6)
7)
8)
9)
10)
11)
12)
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" Angelegenheiten geméss den §§ 138 f. konnen durch die Kindes- und Er-
wachsenenschutzbehoérde als Kollegialbehérde in Dreierbesetzung entschie-
den werden, sofern dies aufgrund der Wichtigkeit der Sache, der Komplexi-
tat der rechtlichen oder tatsachlichen Verhaltnisse oder aus prozessékono-
mischen Grinden angezeigt ist.

§ 149 Abs. 1 (aufgehoben), Abs. 3°% (neu)

' Aufgehoben.

3is GebUhren und Auslagen, die in kindesschutzrechtlichen Verfahren be-
treffend Minderjahrige anfallen, werden den Eltern bei gemeinsamem
Haushalt gesamthaft unter Solidarhaftung auferlegt. Bei Eltern, welche kei-
nen gemeinsamen Haushalt fuhren, werden die Gebuhren und Auslagen
grundsatzlich je halftig beiden Elternteilen auferlegt. In besonderen Fallen
kann eine andere Kostenaufteilung verftigt werden.

§ 150°* (neu)
AP, Verfahren

" Das Schadenersatzbegehren ist beim Departement schriftlich und begrin-
det einzureichen.

2 Richtet sich das Schadenersatzbegehren gegen das Departement als Auf-
sichtsbehorde, ist das stellvertretende Departement fir dessen Beurteilung
zustandig.

3 Das Departement erlasst tiber das Schadenersatzbegehren eine Verfugung.
Gegen diese Verfugung kann innert 10 Tagen Beschwerde beim Verwal-
tungsgericht gefuhrt werden.

4 Das Verfahren richtet sich nach dem Gesetz tiber den Rechtsschutz in Ver-
waltungssachen vom 15. November 1970". Danach richtet sich auch der Zu-
gang zu amtlichen Dokumenten im hangigen und abgeschlossenen Haf-
tungsverfahren. Vorbehalten bleiben die besonderen Bestimmungen des
Bundesrechts.

§ 151 Abs. 1 (geédndert), Abs. 2° (neu)

" Der Ruckgriff des Gemeinwesens auf die Person, die den Schaden verur-
sacht hat, richtet sich nach den Bestimmungen des Verantwortlichkeitsge-
setzes?, soweit die nachfolgenden Bestimmungen keine abweichende Rege-
lung enthalten. Dieses gilt sinngemass auch fir Personen, die sonst nicht in
seinen Geltungsbereich fallen.

2% (Jber den Ruckgriff gegeniber privaten Mandatstragern erlésst das De-
partement eine Verfligung. Gegen diese Verfiigung kann innert 10 Tagen
Beschwerde beim Verwaltungsgericht gefuhrt werden.

§ 179 Abs. 2 (geandert)

2Zur Schatzung kénnen Sachverstandige beigezogen werden, wenn ein
Erbe es verlangt oder der Gemeindeprasident es als notwendig erachtet. Fur
landwirtschaftliche Gewerbe bleibt die Sondergesetzgebung vorbehalten.

§ 186 Abs. 1 (geandert)

" Der Amtschreiber kann die Erben und einen allfalligen Willensvollstrecker
innert nutzlicher Frist zur Inventarsverhandlung einladen. Auf Verlangen ei-
nes Erben hat der Amtschreiber zur Inventarsverhandlung einzuladen.

D BGS 124.11.
2 BGS 124.21.
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[Fundst. od. Gesch.-Nr.]

§ 189 Abs. 1 (geandert), Abs. 2 (geandert)

" An der Inventarsverhandlung gibt der Amtschreiber den Erben vom Inhalt
des Inventars Kenntnis. Wird keine Inventarsverhandlung durchgefihrt, gibt
der Amtschreiber den Erben schriftlich vom Inhalt Kenntnis. Allfallige Ein-
wendungen und Vorbehalte versucht er zu beseitigen. Wenn dies nicht
moglich ist, so merkt er sie im Inventar an.

2 Das Inventar ist von den Erben zu unterzeichnen, selbst wenn tber Einzel-
heiten keine Einigung erzielt werden konnte. Der Amtschreiber bestatigt
die amtliche Mitwirkung. Wird keine Inventarsverhandlung durchgefihrt,
so haben die Erben die schriftliche Zustimmung zu erklaren.

§ 190 Abs. 1 (geandert)

" Die Erben kénnen an der Inventarsverhandlung selbst erscheinen oder sich
vertreten lassen. Den nicht anwesenden und nicht vertretenen Erben hat der
Amtschreiber den Abschluss des Inventars schriftlich zur Kenntnis zu brin-
gen. Wird keine Inventarsverhandlung durchgefiihrt, hat der Amtschreiber
allen Erben den Abschluss des Inventars schriftlich zur Kenntnis zu bringen.

Titel nach § 368 (neu)
7.1.9 Zur Revision vom ...

§ 368undecies (neu)

Ubergangsbestimmung zur Verantwortlichkeit im Bereich des Kindes- und
Erwachsenenschutzes

" Auf die im Zeitpunkt des Inkrafttretens des neuen Rechts hangigen Ver-
fahren finden die neuen Bestimmungen Anwendung. Ausgenommen davon
sind beim Verwaltungsgericht hangige Verfahren.

.
1

Der Erlass Gesetz Uber die Organisation des Regierungsrates und der Ver-
waltung (Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetz RVOG) vom
7. Februar 1999" (Stand 1. August 2025) wird wie folgt gedndert:

§ 25 Abs. 1

" Die Oberamter sind zustandig fur

@) (gedndert) Leistungen im Bereich der Alimentenhilfe;
Einzelheiten regelt die Spezialgesetzgebung.

2.
Der Erlass Sozialgesetz (SG) vom 31. Januar 2007? (Stand 1. Januar 2026)
wird wie folgt gedndert:

§ 137 Abs. 2 (aufgehoben)

2 Aufgehoben.
) BGS 122.111.
2 BGS 831.1.
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il

Keine Fremdaufhebungen.

IV.

Die Anderung unterliegt der Kenntnisnahme des Bundes.

Der Regierungsrat bestimmt das Inkrafttreten.

Solothurn, ... Im Namen des Kantonsrates

Myriam Frey Schar
Prasidentin

Markus Ballmer
Ratssekretar

Dieser Beschluss unterliegt dem ... Referendum.



Synopse

Anderung des Gesetzes iiber die Einfilhrung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches; Optimierungen im Bereich des Kindes- und Er-
wachsenenschutzrechts

Von diesem Geschéft tangierte Erlasse (BGS Nummern)

Neu: -
Geandert: 122.111]211.1 | 831.1
Aufgehoben: —
Beschlussesentwurf 1: Anderung des Gesetzes iiber die Einfiihrung
des Schweizerischen Zivilgesetzbuches; Optimierungen im Bereich
des Kindes- und Erwachsenenschutzrechts
Der Kantonsrat von Solothurn
gestutzt auf Artikel 52 des Schlusstitels des Schweizerischen Zivilgesetzbuches
(ZGB) vom 10. Dezember 1907[SR 210.] und Artikel 94 der Verfassung des
Kantons Solothurn (KV) vom 8. Juni 1986[BGS 111.1.]
nach Kenntnisnahme von Botschaft und Entwurf des Regierungsrates vom ...
(RRB Nr. 2026/...)
beschliesst:
1.
Der Erlass Gesetz iber die Einfihrung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches
vom 4. April 1954 (Stand 1. Januar 2025) wird wie folgt geandert:
§ 113 § 113
Vorsorgeauftrag Vorsorgeauftrag
I. Beurkundung und Herausgabepflicht I. Beurkundung, Herausgabepflicht und Hinterlegungsstelle
Art. 361 und 363 ZGB Art. 361 und 363 ZGB
' Die offentliche Beurkundung des Vorsorgeauftrages wird durch den Amtschrei-
ber oder einen Notar vorgenommen.
a) ...
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b) ...

2 Wer einen Vorsorgeauftrag aufoewahrt, ist verpflichtet, diesen auf Verlangen
der Erwachsenenschutzbehdérde auszuhandigen.

% Der eigenhandig errichtete Vorsorgeauftrag oder eine beglaubigte Abschrift des
offentlich beurkundeten Vorsorgeauftrags kann bei der Erwachsenenschutzbe-
hérde am Wohnsitz der betroffenen Person hinterlegt werden.

§ 123

B. Unterbringung durch Arzte
Art. 429 und 430 ZGB

I. Zusténdigkeit und Dauer

' In der Schweiz zur selbstandigen Berufsausiibung zugelassene Arzte diirfen ei-
ne firsorgerische Unterbringung fiir die Dauer von héchstens 72 Stunden anord-
nen.

2

"In der Schweiz zur Berufsaustibung in eigener fachlicher Verantwortung zuge-
lassene Arzte diirfen eine flirsorgerische Unterbringung fiir die Dauer von langs-
tens sechs Wochen anordnen.

§ 124
1. Meldepflichten

' Durch zugelassene Arzte angeordnete fiirsorgerische Unterbringungen sind un-
verzuglich der Kindes- und Erwachsenenschutzbehérde anzuzeigen.

2 Wenn eine Verlangerung der fursorgerischen Unterbringung tber die Dauer von
72 Stunden absehbar wird, ist die Institution verpflichtet, dies der Kindes- und Er-
wachsenenschutzbehdrde unverziglich und vor Ablauf der arztlich angeordneten
fursorgerischen Unterbringung anzuzeigen. Die Institution nennt dabei die Dia-
gnose, den Behandlungsplan und eine Frist fiir die weitere Rickbehaltung.

' Aufgehoben.

2 Wenn eine Verlangerung der arztlich angeordneten flirsorgerischen Unterbrin-
gung gemass § 123 Absatz 1 absehbar wird, ist die Institution verpflichtet, dies
der Kindes- und Erwachsenenschutzbehdrde unverziiglich und vor Ablauf der
betreffenden flrsorgerischen Unterbringung anzuzeigen. Die Institution nennt da-
bei insbesondere die Diagnose und den Behandlungsplan.

§ 126

D. Die Betreuungsmassnahmen,
Art. 437 ZGB

I. Voraussetzungen und Inhalt

§ 126

D. Die Betreuungsmassnahmen,
Art. 437 ZGB

I. Nachbetreuung




' Die Kindes- und Erwachsenenschutzbehorde darf Betreuungsmassnahmen an-
ordnen bei Personen, die an einer psychischen Stérung oder an geistiger Behin-
derung leiden oder verwahrlost sind.

2 Betreuungsbedurftigen Personen kénnen fir ihr Verhalten Weisungen bis zu ei-
ner Dauer von zwei Jahren erteilt werden, namentlich

a) sich einer ambulanten arztlichen Behandlung, Kontrolle oder Untersuchung zu
unterziehen;

b) sich einer Therapie oder Entzugsbehandlung zu unterziehen;
c) sich von einer Fachstelle oder Fachperson betreuen zu lassen;

d) sich an eine vorgegebene Tagesstruktur zu halten.

' Die Kindes- und Erwachsenenschutzbehdrde ordnet bei der Entlassung aus der
Institution eine geeignete Nachbetreuung an, sofern dies notwendig ist.

2 |st die Kindes- und Erwachsenenschutzbehdrde fir die Entlassung zustandig,
holt sie die Meinung der behandelnden oder verantwortlichen Fachperson ein.

a) Aufgehoben.

b) Aufgehoben.
c) Aufgehoben.
d) Aufgehoben.

% Ist die Institution fiir die Entlassung zustandig, trifft die Kindes- und Erwach-
senenschutzbehorde die Anordnungen zur Nachbetreuung auf deren Antrag.

§ 126bis

1P, Ambulante Massnahmen

' Gegenliber Personen, die an einer psychischen Stérung leiden oder schwer
verwahrlost sind, kann die Kindes- und Erwachsenenschutzbehérde ambulante
Massnahmen anordnen, um namentlich eine fiirsorgerische Unterbringung zu
vermeiden oder zu beenden.

2 Ambulante Massnahmen kénnen auch im Rahmen der Nachbetreuung im An-
schluss an eine flirsorgerische Unterbringung vereinbart oder angeordnet wer-
den.

3 Betreuungsbediirftigen Personen konnen fir ihr Verhalten Weisungen bis zu ei-
ner Dauer von zwei Jahren erteilt werden, namentlich sich

a) einer ambulanten arztlichen Behandlung, insbesondere einer kontrollierten Me-
dikamentenabgabe, Kontrolle oder Untersuchung, zu unterziehen;

b) einer Therapie oder Entzugsbehandlung zu unterziehen;




c) von einer Fachstelle oder Fachperson betreuen zu lassen;
d) an eine vorgegebene Tagesstruktur zu halten.

* Die ambulanten Massnahmen kénnen gegen den Willen der betroffenen Person
angeordnet werden, wenn die ndtige Behandlung oder Betreuung nicht anders
erfolgen kann.

® Fur die Uberpriifung der angeordneten Massnahme erstatten die mit dem
Vollzug betrauten Personen und Stellen der Kindes- und Erwachsenenschutzbe-
hérde Meldung tber die Einhaltung der Massnahme.

§ 128

A. Behorden

I. Kindes- und Erwachsenenschutzbehdérde
Art. 440 ZGB

' Der Kanton flihrt Gber das Departement drei Kindes- und Erwachsenenschutz-
behdrden in den Sozialregionen folgender Amteien:

a) Solothurn-Lebern, Bucheggberg-Wasseramt;
b) Thal-Gau, Dorneck-Thierstein;
c) Olten-Gdsgen.

2 Jede Kindes- und Erwachsenenschutzbehérde gliedert sich in hochstens drei
Kammern.

% Bei besonders komplexen Geschéften bildet der Prasident aus der Mitte der
Mitglieder der Kindes- und Erwachsenenschutzbehdérden eine Expertenkammer
als Entscheidbehorde, in welcher er den Vorsitz flihrt.

4 Der Regierungsrat bestimmt die Anzahl Kammern pro Kindes- und Erwach-
senenschutzbehodrde und legt den Standort fest. Den Tragerschaften der ent-
sprechenden Sozialregionen steht ein Antragsrecht zu.

® Die jeweiligen Oberamter flihren das Sekretariat, insbesondere die Geschafts-
kontrolle, Protokollierung und Aktenverwaltung.

5 Aufgehoben.




® Der Prasident der Kindes- und Erwachsenenschutzbehérde ist gegeniiber dem
vom Oberamt gefiihrten Sekretariat weisungsbefugt.

" Die Kindes- und Erwachsenenschutzbehdrde ist so zu organisieren, dass sie
standig erreichbar und entscheidfahig ist.

& Aufgehoben.

§ 129
1. Aufsichtsbehérde
Art. 441 ZGB

' Die Aufsichtsbehdrde gemass Artikel 441 Absatz 1 ZGB[SR 210.] ist das De-
partement.

? Die Aufsichtsbehorde

a) sorgt fur eine korrekte und einheitliche Rechtsanwendung;

b) stellt das Funktionieren der Kindes- und Erwachsenenschutzbehdérden sicher;
c) entscheidet Uber Ausstandsfalle;

d) erlasst Weisungen;

e) leitet von sich aus Massnahmen ein und erlasst die geeigneten Verfliigungen;

f) Gbt gegenliber den Prasidenten der Kindes- und Erwachsenenschutzbehérde
die Vorgesetztenfunktion in personalrechtlichen Belangen aus.

3 Sie ist gleichzeitig

a) zentrale Behorde gemass Artikel 2 Absatz 1 BG-KKE[SR 211.222.32 ] fiir das
Haager Kinderschutziibereinkommen;

b) zentrale Behdrde gemass Artikel 2 Absatz 1 BG-KKE[SR 211.222.32.] fur das
Haager Erwachsenenschutziibereinkommen;

d) kann Weisungen erlassen;

f) ibt gegenliber den Prasidenten der Kindes- und Erwachsenenschutzbehdrden
die Vorgesetztenfunktion in personalrechtlichen Belangen aus;

g) erstellt Statistiken im Bereich des Kindes- und Erwachsenenschutzes.
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c) Vollstreckungsbehorde gemass Artikel 12 Absatz 1 BG-KKE[SR 211.222.32.]
fur Kindesrickflihrungen;

d) zustandige Behorde im Bereiche des Schutzes des personlichen Verkehrs ge-
mass Artikel 11 ESU[SR 0.211.230.01.], Artikel 21 HKU[SR 0.211.230.02.] und
Artikel 35 HKsU[SR 0.211.231.011.].

4 Die Aufsichtsbehdrde flihrt ein Verzeichnis der verbeistandeten Personen na-
mentlich mit Angabe der Art der Beistandschaft und der Mandatsperson sowie
ein Verzeichnis der Kinder mit bestimmten Kindesschutzmassnahmen.

® Die Kindes- und Erwachsenenschutzbehérden sowie die Gerichte teilen alle
Entscheidungen im Kindes- und Erwachsenenschutz der Aufsichtsbehérde mit.

* Die Aufsichtsbehorde kann jederzeit in alle Entscheidungen der Kindes- und Er-
wachsenenschutzbehoérde Einsicht nehmen.

® Die Gerichte teilen alle Entscheidungen im Kindes- und Erwachsenenschutz der
Aufsichtsbehoérde mit.

§ 132

C. Organisation der Kindes- und Erwachsenenschutzbehérde
Art. 440 ZGB
I. Ernennung und Zusammensetzung der Behdrde

' Die Kindes- und Erwachsenenschutzbehorde besteht aus mindestens drei Mit-
gliedern.

2 Der Regierungsrat ernennt auf Antrag der Tragerschaften der entsprechenden
Sozialregionen die Mitglieder der Kindes- und Erwachsenenschutzbehdrde auf
eine Amtsperiode. Er ernennt fur jede Behdrde

a) einen Prasidenten;

b) einen stellvertretenden Prasidenten pro Kammer.

¥ Wenn in besonderen Fallen und bei Ausstandsbegehren die vorgesehene Stell-
vertretung nicht ausreicht, bezeichnet die Aufsichtsbehdrde den Prasidenten
oder stellvertretenden Prasidenten einer anderen Kindes- und Erwachsenen-
schutzbehérde zum ausserordentlichen Stellvertreter.

* In jeder Kindes- und Erwachsenenschutzbehtrde miissen die Berufsdisziplinen
Jurisprudenz und Soziale Arbeit vertreten sein.

2 Der Regierungsrat stellt nach Anhérung der Tragerschaften der entsprechenden
Sozialregionen die Mitglieder der Kindes- und Erwachsenenschutzbehoérde an. Er
stellt fur jede Behorde an
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5 Weitere Berufsdisziplinen wie Medizin, insbesondere Psychiatrie und Psycholo-
gie, Padagogik oder Betriebswirtschaft sollen nach Méglichkeit in einer der Kin-
des- und Erwachsenenschutzbehoérden vertreten sein.

§ 133

II. Amt

' Der Prasident der Kindes- und Erwachsenenschutzbehorde Uibt sein Amt in der
Regel hauptberuflich aus.

2 Die Mitglieder der Kindes- und Erwachsenenschutzbehorde kénnen in jeder
Amtei eingesetzt werden. Davon ausgenommen sind der Prasident sowie dessen
Stellvertreter, soweit dieser den Vorsitz einer standigen Kammer fiihrt.

2 Die Mitglieder der Kindes- und Erwachsenenschutzbehorde kénnen in jeder
Amtei eingesetzt werden.

§ 134

IIl. Prasidium
' Der Prasident
a) leitet die Kindes- und Erwachsenenschutzbehérde administrativ und bt ge-

genuber den Ubrigen Behérdenmitgliedern die Vorgesetztenfunktion in perso-
nalrechtlichen Belangen aus;

b) plant die Sitzungen und sorgt fiir einen ordnungsgemassen Geschéaftsgang;
c) teilt die Geschafte zu;
d) vertritt die Behdrde nach aussen;

e) besorgt alle weiteren Verwaltungsgeschafte, die nicht einem andern Organ
Ubertragen sind.

2 Der Prasident kann gesamtbetriebliche Aufgaben generell oder von Fall zu Fall
einem Stellvertreter Ubertragen.

% Die Prasidenten der Kindes- und Erwachsenenschutzbehorden treffen sich zu

regelmassigen Sitzungen, um die Aufgabenerfullung und die Rechtsprechung zu
koordinieren.

a) leitet die Kindes- und Erwachsenenschutzbehérde administrativ und bt ge-
genuber den Ubrigen Behérdenmitgliedern sowie dem Sekretariat die Vorge-
setztenfunktion in personalrechtlichen Belangen aus;




4 Die Prasidenten der Kindes- und Erwachsenenschutzbehdrden ordnen ihre Ge-
schafte gemeinsam in einem Reglement.

§ 138

3. Einzelkompetenz
a) Prasidium

' In die Einzelzustandigkeit des Prasidiums fallen
a) Abschreibungsverfiigungen;
b) Nichteintretensverfiigungen;

¢) Genehmigung von Unterhaltsvertragen gemass Artikel 287 ZGB[SR 210.];

d) Errichtung einer Beistandschaft zur Regelung der Vaterschaft und des Unter-
haltes nach Artikel 308 und 309 ZGB[SR 210.];

e) Anordnung einer Vertretungsbeistandschaft fir das ungeborene Kind zur Wah-
rung erbrechtlicher Anspriiche nach Artikel 544 ZGB[SR 210.];

f) Uberpriifung, Auslegung und Erganzung des Vorsorgeauftrages nach Artikel
364 ZGB[SR 210.];

g) Zustimmung zu Rechtshandlungen des Ehegatten im Rahmen der ausseror-
dentlichen Vermégensverwaltung nach Artikel 374 ZGB[SR 210.];

h) Berichtsprifung und Vollstreckungsverfliigungen, soweit die angeordnete
Massnahme in der Einzelzustandigkeit liegt;

c) Aufgehoben.

¢”¢) Anordnung einer Beistandschaft fir das Kind nach Artikel 306 Absatz 2
ZGBJ[SR 210.];

d) Errichtung einer Beistandschaft zur Regelung der Vaterschaft nach Artikel 308
ZGBJ[SR 210.];

h®®) Priifung und Genehmigung von Bericht und Rechnung nach Artikel 415 und
425 ZGBJ[SR 210.];

h*") Festsetzung der Entschadigung von beauftragten Personen nach Artikel 366
Absatz 1 ZGB[SR 210.] und der Beistandspersonen nach Artikel 404 Absatz 2
ZGBJ[SR 210.];
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i) Anordnung von fiirsorgerischen Unterbringungen bis zu einer Gesamtdauer von
héchstens sechs Wochen, soweit eine Diagnose, ein Behandlungsplan und ei-
ne empfohlene Frist seitens eines qualifizierten Arztes vorgelegt wurden.

i) Anordnung von fiirsorgerischen Unterbringungen bis zu einer Gesamtdauer von
héchstens sechs Wochen, soweit eine Diagnose, ein Behandlungsplan und ei-
ne empfohlene Frist seitens eines qualifizierten Arztes vorgelegt wurden;

j) Bewilligung und Entscheid ber die Anlage und Aufbewahrung des Vermoégens
nach Artikel 408 Absatz 3 ZGB[SR 210.] und der Verordnung Uber die Vermo-
gensverwaltung im Rahmen einer Beistandschaft oder Vormundschaft (VBVV)
vom 23. August 2023[SR 211.223.11.].

k) Ubertragung und Ubernahme von bestehenden Massnahmen im Fall eines
Wohnsitzwechsels nach Artikel 442 Absatz 5 ZGB[SR 210.].

§ 139
b) Ubrige Mitglieder

' In die Einzelzustandigkeit jedes Mitgliedes der Kindes- und Erwachsenen-
schutzbehorde fallen

a) Verfigungen zur Edition von Urkunden;

b) Gewahrung von Akteneinsicht und die Einschrankung des Akteneinsichts-
rechts;

c) Delegation der Anhdrung an eine geeignete Person gemass § 148;

d) Antrag an das Gericht um Neuregelung der elterlichen Sorge gemass Artikel
134 ZGBJ[SR 210.];

e) Antrag zur Anordnung einer Kindesvertretung gemass Artikel 299 der Schwei-
zerischen Zivilprozessordnung[SR 272.];

d"*) Genehmigung von Unterhaltsvertragen gemass Artikel 134 Absatz 3 und 287
Absatz 1 ZGB[SR 210.] sowie Neuregelung der elterlichen Sorge und der Ob-
hut bei Einigkeit der Eltern gemass Artikel 134 Absatz 3 und 298d ZGB[SR

210.];

d*) Anrechnung der Erziehungsgutschriften gemass Artikel 52f° der Verordnung
Uber die Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHVV) vom 31. Oktober
1947[SR 831.101.];
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f) Entgegennahme der Zustimmungserklarung von Vater und Mutter zur Adoption
nach Artikel 265a ZGB[SR 210.];

g) Entgegennahme des Kindesvermoégensinventars gemass Artikel 318 ZGB[SR
210];

h) Aufnahme eines Inventars gemass Artikel 405 Absatz 2 ZGB[SR 210.] sowie
die Anordnung der Aufnahme eines 6ffentlichen Inventars gemass Artikel 405
Absatz 3 ZGB[SR 210.];

i) Erteilung von Auskiinften gemass Artikel 451 ZGB[SR 210.] sowie Mitteilungen
gemass Artikel 452 ZGB[SR 210.];

j) Antrag auf Verschollenerklarung gemass Artikel 550 ZGB[SR 210.];

k) Antrag um Anordnung eines Erbschaftsinventars gemass Artikel 553 ZGB[SR
210.];

1) Berichtsprifung und Vollstreckungsverfligungen, soweit die angeordnete Mass-
nahme in der Einzelzustandigkeit liegt.

g) Anordnung der Inventaraufnahme oder periodischen Rechnungsstellung und
Berichterstattung Uber das Kindesvermégen gemass Artikel 318 Absatz 3
ZGB[SR 210.] sowie Entgegennahme des Kindesvermdgensinventars gemass
Artikel 318 Absatz 2 ZGBJ[SR 210.];

[) Berichtspriifung und Vollstreckungsverfiigungen, soweit die angeordnete Mass-
nahme in der Einzelzustandigkeit liegt;

m) Prifung der Kiindigung des Vorsorgeauftrags gemass Artikel 367 ZGB[SR
210.];

n) Aufnahme eines Inventars und Anordnung zur Aufnahme eines 6ffentlichen In-
ventars gemass Artikel 405 Absatz 2 und 3 ZGB[SR 210.];

0) Entscheid Gber einen Beistandswechsel aufgrund der Beendigung des Arbeits-
verhaltnisses oder auf Begehren des Beistands gemass Artikel 421 Ziffer 3 und
422 ZGBJ[SR 210.];

p) Entbindung des Berufsbeistands von der Pflicht zur Einreichung des Schluss-
berichts und der Schlussrechnung bei Beendigung des Arbeitsverhaltnisses ge-
mass Artikel 425 Absatz 1 Satz 2 ZGB[SR 210.].



https://db.clex.ch/link/Bund/210/de
https://db.clex.ch/link/Bund/210/de
https://db.clex.ch/link/Bund/210/de
https://db.clex.ch/link/Bund/210/de
https://db.clex.ch/link/Bund/210/de
https://db.clex.ch/link/Bund/210/de
https://db.clex.ch/link/Bund/210/de
https://db.clex.ch/link/Bund/210/de
https://db.clex.ch/link/Bund/210/de
https://db.clex.ch/link/Bund/210/de
https://db.clex.ch/link/Bund/210/de
https://db.clex.ch/link/Bund/210/de
https://db.clex.ch/link/Bund/210/de
https://db.clex.ch/link/Bund/210/de

-11 -

§ 139bis
c) Entscheid durch Kollegialbehdrde

' Angelegenheiten gemass den §§ 138 f. konnen durch die Kindes- und Erwach-
senenschutzbehoérde als Kollegialbehérde in Dreierbesetzung entschieden wer-
den, sofern dies aufgrund der Wichtigkeit der Sache, der Komplexitat der rechtli-
chen oder tatsachlichen Verhaltnisse oder aus prozesstékonomischen Griinden
angezeigt ist.

§ 149

V. Verfahrenskosten

' Das Verfahren vor der Kindes- und Erwachsenenschutzbehorde ist grundsétz-
lich kostenfrei.

2 Flr bestimmte Verrichtungen und Verfligungen werden durch die Kindes- und
Erwachsenenschutzbehdrde Gebuhren erhoben, sofern die gebuhrenpflichtige
Person nicht als bediirftig im Sinne der Bestimmungen (ber die unentgeltliche

Rechtspflege gilt.

% Gebuhrenpflichtig sind die durch eine Verfligung betroffenen Personen; in Kin-
derbelangen gelten in der Regel die Eltern als betroffene Personen.

* Die Art der Geschafte sowie die Hohe der Gebiihr bestimmt sich nach dem
kantonalen Gebuhrentarif[BGS 211.1.]. Auslagen sind zusatzlich zu ersetzen.

' Aufgehoben.

s Gebuhren und Auslagen, die in kindesschutzrechtlichen Verfahren betreffend
Minderjahrige anfallen, werden den Eltern bei gemeinsamem Haushalt gesamt-
haft unter Solidarhaftung auferlegt. Bei Eltern, welche keinen gemeinsamen
Haushalt fihren, werden die Gebuhren und Auslagen grundsatzlich je halftig bei-
den Elternteilen auferlegt. In besonderen Fallen kann eine andere Kostenauftei-
lung verfugt werden.

§ 1500

AP, Verfahren

' Das Schadenersatzbegehren ist beim Departement schriftlich und begriindet
einzureichen.



https://bgs.so.ch/data/211.1/de

-12 -

2 Richtet sich das Schadenersatzbegehren gegen das Departement als Aufsichts-
behorde, ist das stellvertretende Departement fiir dessen Beurteilung zustandig.

% Das Departement erlasst iber das Schadenersatzbegehren eine Verfiigung.
Gegen diese Verfigung kann innert 10 Tagen Beschwerde beim Verwaltungsge-
richt gefiihrt werden.

* Das Verfahren richtet sich nach dem Gesetz iber den Rechtsschutz in Verwal-
tungssachen vom 15. November 1970[BGS 124.11.]. Danach richtet sich auch
der Zugang zu amtlichen Dokumenten im hangigen und abgeschlossenen Haf-
tungsverfahren. Vorbehalten bleiben die besonderen Bestimmungen des Bun-

desrechts.
§ 151
B. Ruickgriffsrecht
Art. 454 ZGB
' Der Riickgriff des Gemeinwesens auf die Person, die den Schaden verursacht ' Der Riickgriff des Gemeinwesens auf die Person, die den Schaden verursacht
hat, richtet sich nach den Bestimmungen des Verantwortlichkeitsgesetzes[BGS hat, richtet sich nach den Bestimmungen des Verantwortlichkeitsgesetzes[BGS
124.21.]. Dieses gilt sinngemass auch fiir Personen, die sonst nicht in seinen 124.21.], soweit die nachfolgenden Bestimmungen keine abweichende Regelung
Geltungsbereich fallen. enthalten. Dieses gilt sinngemass auch flir Personen, die sonst nicht in seinen

Geltungsbereich fallen.

2 Gegenlber privaten Mandatstragern, welche die Fiihrung von Mandaten des
Kindes- und Erwachsenenschutzrechts als professionelle sowie entgeltliche
Dienstleistung anbieten, steht dem Kanton der Ruckgriff zu, wenn sie den Scha-
den vorsatzlich oder fahrlassig verursacht haben.

2is Jber den Riickgriff gegenliber privaten Mandatstragern erlésst das Departe-
ment eine Verfugung. Gegen diese Verfugung kann innert 10 Tagen Beschwerde
beim Verwaltungsgericht gefiihrt werden.

% Flr die Verjahrung gelten die Fristen gemass Artikel 455 ZGB[SR 210.].

§ 179

c) Schatzung
aa) Am Wohnort befindliche Vermégen
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' Der Gemeindepréasident nimmt eine Schatzung der verzeichneten Gegenstande
vOor.

2 Zur Schatzung kénnen Sachverstandige beigezogen werden, wenn ein Erbe es
verlangt oder der Gemeindeprasident es als notwendig erachtet. Fir landwirt-
schaftliche Heimwesen bleibt die Sondergesetzgebung vorbehalten.

% Als Sachverstandige flr landwirtschaftliche Grundstticke ist die Kantonale
Schatzungsstelle beizuziehen.

2 Zur Schatzung kénnen Sachverstandige beigezogen werden, wenn ein Erbe es
verlangt oder der Gemeindeprasident es als notwendig erachtet. Fir landwirt-
schaftliche Gewerbe bleibt die Sondergesetzgebung vorbehalten.

§ 186

2. Einladung der Erben

' Der Amtschreiber 1adt die Erben und einen allfalligen Willensvollstrecker innert
nutzlicher Frist zur Inventarsverhandlung ein.

2 Er kann, wenn er es als notwendig erachtet, auch den Gemeindeprasidenten
zur Verhandlung einladen.

' Der Amtschreiber kann die Erben und einen allfalligen Willensvollstrecker innert
nutzlicher Frist zur Inventarsverhandlung einladen. Auf Verlangen eines Erben
hat der Amtschreiber zur Inventarsverhandlung einzuladen.

§ 189

c) Verhandlung

' An der Inventarsverhandlung gibt der Amtschreiber den Erben vom Inhalte des
Inventars Kenntnis. Allfallige Einwendungen und Vorbehalte sucht er zu beseiti-
gen. Wenn dies nicht moéglich ist, so merkt er sie im Inventar an.

2 Das Inventar ist von den Erben zu unterzeichnen, selbst wenn tber Einzelhei-
ten keine Einigung erzielt werden konnte. Der Amtschreiber bestatigt die amtliche
Mitwirkung.

' An der Inventarsverhandlung gibt der Amtschreiber den Erben vom Inhalt des
Inventars Kenntnis. Wird keine Inventarsverhandlung durchgefiihrt, gibt der Amt-
schreiber den Erben schriftlich vom Inhalt Kenntnis. Allfallige Einwendungen und
Vorbehalte versucht er zu beseitigen. Wenn dies nicht mdglich ist, so merkt er sie
im Inventar an.

2 Das Inventar ist von den Erben zu unterzeichnen, selbst wenn tber Einzelheiten
keine Einigung erzielt werden konnte. Der Amtschreiber bestatigt die amtliche
Mitwirkung. Wird keine Inventarsverhandlung durchgefiihrt, so haben die Erben
die schriftliche Zustimmung zu erklaren.

§ 190

4. Ausbleiben der Erben
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' Die Erben kénnen an der Inventarsverhandlung selbst erscheinen oder sich ver-
treten lassen. Den nicht anwesenden und nicht vertretenen Erben hat der Amt-
schreiber den Abschluss des Inventars schriftlich zur Kenntnis zu bringen.

' Die Erben kénnen an der Inventarsverhandlung selbst erscheinen oder sich ver-
treten lassen. Den nicht anwesenden und nicht vertretenen Erben hat der Amt-
schreiber den Abschluss des Inventars schriftlich zur Kenntnis zu bringen. Wird
keine Inventarsverhandlung durchgefiihrt, hat der Amtschreiber allen Erben den
Abschluss des Inventars schriftlich zur Kenntnis zu bringen.

7.1.9 Zur Revision vom ...

§ 368undecies

Ubergangsbestimmung zur Verantwortlichkeit im Bereich des Kindes- und Erwachsenenschutzes

' Auf die im Zeitpunkt des Inkrafttretens des neuen Rechts hangigen Verfahren
finden die neuen Bestimmungen Anwendung. Ausgenommen davon sind beim
Verwaltungsgericht hangige Verfahren.

1.

Der Erlass Gesetz Uber die Organisation des Regierungsrates und der Verwal-
tung (Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetz RVOG) vom 7. Febru-
ar 1999 (Stand 1. August 2025) wird wie folgt geandert:

§ 25

Oberamter
' Die Oberamter sind zustandig fiir

a) die Aufsicht Gber Wahlen und Abstimmungen;

b) die polizeilichen Vollstreckungsmassnahmen;

c) Leistungen im Sozialbereich sowie im Kindes- und Erwachsenenschutz;
d) Leistungen im Beratungs- und Vermittlungsbereich;

e) das Schlichtungswesen in Mietfragen;

f) das Schlichtungswesen im Bereich der Gleichstellung der Geschlechter.

c) Leistungen im Bereich der Alimentenhilfe;
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Einzelheiten regelt die Spezialgesetzgebung.

2 Der Regierungsrat kann den Oberamtern durch Verordnung weitere Aufgaben

Ubertragen.
2.
Der Erlass Sozialgesetz (SG) vom 31. Januar 2007 (Stand 1. Januar 2026) wird
wie folgt geandert:

§ 137

Kanton

' Der Kanton fiihrt eine Anlauf- und Koordinationsstelle fur Suchthilfe mit dem
Ziel

a) Gemeinden, o6ffentliche und private Institutionen zu beraten;
b) Institutionen und Aktivitaten der Suchthilfe zu unterstitzen;

c) Projekte der Suchthilfe fachlich begleiten und zu unterstiitzen.
2 Suchtmittelabhangige Personen kénnen nach den Bestimmungen Uber die fir- | 2 Aufgehoben.

sorgerische Unterbringung[SR 210; BGS 211.1.] zwangshospitalisiert oder in ei-
ne geeignete Institution eingewiesen werden.

Keine Fremdaufhebungen.

Iv.

Die Anderung unterliegt der Kenntnisnahme des Bundes.

Der Regierungsrat bestimmt das Inkrafttreten.

Solothurn, ...

Im Namen des Kantonsrates
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Myriam Frey Schar
Prasidentin

Markus Ballmer
Ratssekretar

Dieser Beschluss unterliegt dem ... Referendum.




[Fundst. od. Gesch.-Nr.]

Beschlussesentwurf 2: Anderung des
Geblihrentarifs (GT)

Anderung vom [Datum]

Der Kantonsrat von Solothurn

gestutzt auf Artikel 131 Absatz 1 Buchstabe a der Verfassung des Kantons
Solothurn (KV) vom 8. Juni 1986" und § 371 des Gesetzes liber die Einfiih-
rung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches (EG ZGB) vom 4. April 19542

nach Kenntnisnahme von Botschaft und Entwurf des Regierungsrates vom
4. Mai 2026 (RRB Nr. 2026/867)

beschliesst:

Der Erlass Gebuhrentarif (GT) vom 8. Méarz 2016 (Stand 1. Januar 2026)
wird wie folgt gedndert:

§ 45" Abs. 1
' Im Kindes- und Erwachsenenschutz sind folgende Gebihren geschuldet:

i) (neu) Bewilligungen und Entscheide im Zusam-
menhang mit der Verordnung Uber die Vermo-
gensverwaltung im Rahmen einer Beistandschaft
oder Vormundschaft (VBVV) vom 23. August
20239 200-2'000

§ 45%navies Aps. 1
' Im Erwachsenenschutz sind folgende Gebuhren geschuldet:
ab®)  (neu) Hinterlegung eines Vorsorgeauftrags 50

Titel nach § 51 (geandert)
2.2.11. Migration und Ausweise

§ 52 Abs. 1

'In den Bereichen Migration, auslandische Arbeitskrafte und Dienstleis-
tungserbringende betragen die GebUhren fur

a) (gedndert) Verfigungen 50-5'000
7 BGS 111.1

2 BGS 211.1.

3 BGS615.11.

4 SR 211.223.11.
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[Fundst. od. Gesch.-Nr.]

§ 52° (neu)
Uberpriifung vor Ort im Zusammenhang mit dem elektronischen Identi-
tatsnachweis (E-ID)

" Fur Identitatstberprifungen vor Ort im Zusammenhang mit der E-ID wer-
den die bundesrechtlich erlaubten MaximalgebUhren erhoben.

Keine Fremdénderungen.

Keine Fremdaufhebungen.

IV.

Der Regierungsrat bestimmt das Inkrafttreten.

Solothurn, ... Im Namen des Kantonsrats

Myriam Frey Schar
Prasidentin

Markus Ballmer
Ratssekretar

Dieser Beschluss unterliegt dem fakultativen Referendum.



Synopse

Anderung des Gebiihrentarifs (GT)

Von diesem Geschéft tangierte Erlasse (BGS Nummern)

Neu: -
Geandert: 615.11
Aufgehoben: —
Beschlussesentwurf 2: Anderung des Gebiihrentarifs (GT)
Der Kantonsrat von Solothurn
gestitzt auf Artikel 131 Absatz 1 Buchstabe a der Verfassung des Kantons Solo-
thurn (KV) vom 8. Juni 1986[BGS 111.1.] und § 371 des Gesetzes Uber die Ein-
fihrung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches (EG ZGB) vom 4. April
1954[BGS 211.1.]
nach Kenntnisnahme von Botschaft und Entwurf des Regierungsrates vom ...
(RRB Nr. 2026/...)
beschliesst:
1.
Der Erlass Gebuhrentarif (GT) vom 8. Marz 2016 (Stand 1. Januar 2026) wird
wie folgt geandert:
§ 45ter
Gemeinsame Gebuhren
" Im Kindes- und Erwachsenenschutz sind folgende Geblihren geschuldet:
a) Anordnung von Beistandschaften und Vormundschaften 200-2'000
b) Anordnung zur Aufnahme eines 6ffentlichen Inventars (Art. 405 Abs. 3 ZGB[SR
210.]) 100-1'000
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¢) zustimmungsbediirftige Geschafte (Art. 416 f. ZGB), wobei von der Gebuihr ab-
gesehen werden kann, wenn die betroffene Person keinen finanziellen Vorteil
aus dem Geschaft zieht 200-2'000

d) Prifung und Genehmigung von Bericht und Rechnung (Art. 415 Abs. 1 und 2
ZGB, Art. 425 Abs. 2 ZGB) 500-5'000

e) vorsorgliche Massnahmen (Art. 445 ZGB) und andere Zwischenentscheide
200-2'000

f) Anordnung einer Verfahrensvertretung mitsamt Ernennung der Beistandsper-
son (Art. 314a" ZGB, Art. 449a ZGB) 200-2'000

g) Ernennung eines Beistandes bzw. Ersatzbeistandes oder Regelung der Ange-
legenheit durch die Kindes- und Erwachsenenschutzbehdrde selbst (Art. 306
Abs. 2 ZGB, Art. 403 Abs. 1 ZGB) 200-2'000

h) schriftliche Auskiinfte Gber das Bestehen oder Nichtbestehen einer Massnah-
me sowie Uber die Regelung der elterlichen Sorge gegenliber Privatpersonen
und privaten Unternehmen (Art. 451 Abs. 2 ZGB) 20

i) Bewilligungen und Entscheide im Zusammenhang mit der Verordnung Uber die
Vermdgensverwaltung im Rahmen einer Beistandschaft oder Vormundschaft
(VBVV) vom 23. August 2023[SR 211.223.11.] 200-2'000

§ 45quinquies

Erwachsenenschutz
" Im Erwachsenenschutz sind folgende Gebulhren geschuldet:

a) Anordnungen und Massnahmen betreffend den Vorsorgeauftrag (Art. 360 ff.
ZGBJ[SR 210.]) sowie die Patientenverfligung (Art. 373 ZGB) 200-2'000

b) Massnahmen von Gesetzes wegen fur urteilsunfahige Personen (Art. 374 Abs.
3 ZGB, Art. 376 ZGB, Art. 381 Abs. 1 ZGB, Art. 385 Abs. 2 ZGB) 50-5'000

a®®) Hinterlegung eines Vorsorgeauftrags 50
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c) Entscheide betreffend Entbindung von der Inventarpflicht, der Pflicht zur peri-
odischen Berichterstattung und Rechnungsablage sowie der Pflicht, fiir be-
stimmte Geschafte die Zustimmung einzuholen (Art. 420 ZGB) 500-2'000

d) Entscheide bei Verzicht auf eine Beistandschaft (Art. 392 ZGB) 200-2'000

2.2.11. Migration

2.2.11. Migration und Ausweise

§ 52

Amtshandlungen in den Bereichen Migration, auslandische
Arbeitskrafte und Dienstleistungserbringende

' In den Bereichen Migration, auslandische Arbeitskrafte und Dienstleistungser-
bringende betragen die Gebuhren fur

a) Verfigungen 50-1'500

b) Stellungnahme zu Visumsantrag 100

c) Kontrolle einer Verpflichtungserklarung 50
d)...

e) Ausstellung einer Bestatigung 25

f)...

q) ...

2 Fir Verrichtungen in dringenden Fallen oder ausserhalb der Bliro6ffnungszeiten
wird ein Zuschlag von 50 Prozent zur ordentlichen Gebuhr erhoben.

3 Fir Annullationen und Ersatzgesuche flr Tanzer, Kiinstler sowie fiir Musiker
wird ein Zuschlag von 50 Franken erhoben.

a) Verfigungen 50-5'000

§ 52bis

Uberpriifung vor Ort im Zusammenhang mit dem elektronischen Identitatsnachweis (E-ID)




' FUr Identitatsiiberprifungen vor Ort im Zusammenhang mit der E-ID werden die
bundesrechtlich erlaubten Maximalgebiihren erhoben.

Keine Fremdénderungen.

Keine Fremdaufhebungen.

Iv.

Der Regierungsrat bestimmt das Inkrafttreten.

Solothurn, ...
Im Namen des Kantonsrats

Myriam Frey Schar
Prasidentin

Markus Ballmer
Ratssekretar

Dieser Beschluss unterliegt dem fakultativen Referendum.




	Änderung des Gesetzes über die Einführung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches (EG ZGB) und Änderung des Gebührentarifs (GT); Optimierungen im Bereich des Kindes- und Erwachsenenschutzrechts
	Inhaltsverzeichnis
	Kurzfassung
	1. Ausgangslage
	1.1 Gesetzgeberischer Handlungsbedarf
	1.2 Grundzüge der Vorlage
	1.2.1 Massvolle Erweiterung der Einzelkompetenzen des Präsidiums und der übrigen Mitglieder der KESB
	1.2.2 Optimierungen der Organisationsvorschriften im Bereich des Kindes- und Erwachsenenschutzrechts
	1.2.2.1 Anpassung der Modalitäten im Zusammenhang mit der Anstellung der Mitglieder der KESB durch den Regierungsrat an die gelebte Praxis
	1.2.2.2 Präzisierungen in Bezug auf die Aufsichtstätigkeit des DDI
	1.2.2.3 Stellvertretung des Präsidiums und des Vizepräsidiums

	1.2.3 Einführung eines doppelten Instanzenzugs bei Schadenersatzbegehren gemäss Art. 454 ZGB
	1.2.4 Punktuelle Anpassungen der Vorschriften zur fürsorgerischen Unterbringung sowie zur Nachbetreuung und den ambulanten Massnahmen
	1.2.4.1 Verlängerung der Maximaldauer von ärztlich angeordneten fürsorgerischen Unterbringungen sowie Anpassung der Meldepflicht der Ärzteschaft an die KESB
	1.2.4.2 Einlässlichere Regelung der Nachbetreuung und der ambulanten Massnahmen

	1.2.5 Bezeichnung einer Hinterlegungsstelle für Vorsorgeaufträge
	1.2.6 Punktuelle Anpassungen im Zusammenhang mit der Erhebung von Gebühren

	1.3 Verzicht auf die Durchführung einer Inventarsverhandlung im Rahmen eines Erbgangs bei Zustimmung aller Erbinnen und Erben
	1.4 Anpassung der Terminologie betreffend Invenventaraufnahme (Schätzung)
	1.5 Vernehmlassungsverfahren
	1.6 Inkrafttreten

	2. Verhältnis zur Planung
	3. Auswirkungen
	3.1 Personelle und finanzielle Konsequenzen
	3.2 Folgen für die Gemeinden
	3.3 Wirtschaftlichkeit
	3.4 Nachhaltigkeit

	4. Erläuterungen zu einzelnen Bestimmungen der Vorlage
	4.1 Beschlussesentwurf 1
	4.1.1 Gesetz über die Einführung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches
	4.1.2 Gesetz über die Organisation des Regierungsrates und der Verwaltung
	4.1.3 Sozialgesetz

	4.2 Beschlussesentwurf 2: Gebührentarif

	5. Rechtliches
	5.1 Rechtmässigkeit
	5.2 Zuständigkeit

	6. Antrag
	Beilage 1 - Beschlussesentwurf 1: Änderung des Gesetzes über die Einführung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches; Optimierungen im Bereich des Kindes-und Erwachsenenschutzrechts
	Beilage 2 - Synopse zu BE 1
	Beilage 3 - Beschlussesentwurf 2: Änderung des Gebührentarifs (GT)
	Beilage 4 - Synopse zu BE 2

